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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


I . Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche sachlichen, für das Wohl der Bundesrepublik 
Deutschland bedeutsamen Gründe sind der Bundes- 
regierung dafür bekannt, daß der frühere Bundes- 
kanzler Brandt sich nach der Affäre Guillaume 
in seinem Verhältnis mindestens zur DDR ,, nicht 
mehr unbefangen genug fühlte“? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom U. September 1975 

Es kann nicht Sache der Bundesregierung sein, Äußerungen des frühe- 
ren Bundeskanzlers Brandt zu kommentieren, die ausschließlich auf 
seine eigene Person bezogen sind. 


2. Abgeordneter Welche Rechtsfolgen im Sinne des allgemeinen 
Dr. Czaja Völkerrechts und der Wiener Vertragsrechtskon- 

(CDU/CSU) vention ergeben sich nach Auffassung der Bundes- 

regierung für den Grundvertrag aus den Zeugen- 
aussagen, insbesondere des Regierungsdirektors 
Rausch vom Bundesamt für Verfassungsschutz, 
wonach Guillaume in seiner Agententätigkeit 
taktische Hinweise über die Verhandlungsposi- 
tionen in der Bundesrepublik Deutschland der 
DDR während der Verhandlungen gab und be- 
steht die Möglichkeit, daß Guillaume solche tak- 
tischen Hinweise auch während der Verhandlun- 
gen über die Ostverträge den anderen Vertrags- 
mächten gegeben hat, nachdem er in der Anklage- 
schrift der Bundesanwaltschaft u. a. beschuldigt 
wird, Berichte über geheime politische Strategien 
der Bundesregierung für die Ostverträge verraten 
zu haben? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 11. September 1975 

Der Vorwurf der Agententätigkeit gegen Guillaume ist Gegenstand 
eines bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf anhängigen Strafverfahrens. 

Die Bundesregierung sieht weder Möglichkeit noch Anlaß, den tat- 
sächlichen Feststellungen und rechtlichen Bewertungen des Gerichtes 
vorzugreifen. 

Wenn den Verhandlungspartnern der Bundesrepublik Deutschland 
taktische Hinweise über die Verhandlungspositionen der Bundesrepu- 
blik Deutschland zugekommen sein sollten, würde dies keine Rechts- 
folgen im Sinne des allgemeinen Völkerrechts und der Wiener Ver- 
tragsrechtskonvention für die Verträge haben. 


3. Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Verbrei- 
tung und Kommentierung parteipolitischer Texte 
in Parteiorganen, wie z. B. von Auszügen aus dem 
Entwurf des sogenannten SPD-Orientierungsrahmen 
’85 in einem SPD-Mitgliedermagazin, die zudem als 
Inserat weder kenntlich gemacht noch erkennbar 
ist, aus Steuermitteln bezahlt, und wie will die 
Bundesregierung dies bejahendenfalls im Hinblick 
auf die Verletzung presse- und haushaltsrechtlicher 
Bestimmungen und demokratischer Prinzipien recht- 
fertigen? 
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Antwort des Staatssekretärs Bölling 
vom 11. September 1975 

Es trifft nicht zu, daß die Bundesregierung die Veröffentlichung partei- 
politischer Texte in Parteiorganen oder anderen Publikationen finan- 
ziert. 

Ihre Frage bezieht sich offensichtlich auf eine Maßnahme des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie. 

Im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit, die verschiedenen Bevölke- 
rungsgruppen die Bedeutung von Forschung und Innovation für die 
Modernisierung der Volkswirtschaft und die Verbesserung der Lebens- 
bedingungen deutlich zu machen bemüht ist, hat der Bundesminister 
für Forschung und Technologie in vier Anzeigen der Zeitschrift Sozial- 
demokrat-Magazin .Schwerpunkte der Forschungspolitik der Bundes- 
regierung vorgestellt. Als kommunikationsmethodischer Einstieg 
wurden dabei Zitate aus dem SPD-Orientierungsrahmen gewählt, da 
diese Texte aktuelle Anknüpfunesnunkte an die Diskussions- und 
Interessenlage der angesprochenen Leser bieten. Die Anzeigen sind 
durch ihre Plazierung außerhalb des redaktionellen Teils der Zeit- 
schrift, durch Aufmachung und die Anordnung von Text und Bild 
als Anzeigen deutlich erkennbar. Presse- oder haushaltsrechtliche 
Bestimmungen oder demokratische Prinzipien sind nicht verletzt 
worden. 


4. Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 
(CDU/CSU) 


In welchen Fällen werden von der Bundesregie- 
rung Parteiorgane mit Inseraten parteipolitischen 
Inhalts insbesondere mit Texten von Parteidoku- 
menten finanziell unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Bölling 
vom 11. September 1975 

Die Bundesregierung unterstützt in keinem Fall Parteiorgane finanziell 
mit Inseraten parteipolitischen Inhalts. 


5. Abgeordneter 
Roser 

(CDU/CSU) 


Hat der Bundeskanzler in seinen Gesprächen mit 
dem niederländischen Ministerpräsidenten darüber 
Aufschluß erhalten, inwieweit die Politik der nieder- 
ländischen Regierung durch den von dieser in Auf- 
trag gegebenen und jetzt dem niederländischen 
Parlament zugeleiteten „Röling“-Bericht beeinflußt 
wird, bzw. diese Politik in dem Bericht ihren Nieder- 
schlag findet, und welche weiteren Erkenntnisse 
liegen der Bundesregierung darüber vor, in welchen 
Punkten und in welchem Umfang dies der Fall ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 15. September 1975 

Die Antwort lautet Nein. Der Bundesregierung liegen auch ansonsten 
keine besonderen Erkenntnisse vor. Sie möchte sich auch nicht zu 
einem innenpolitischen Vorgang in einem befreundeten Nachbarland 
äußern, der überdies dort noch nicht parlamentarisch behandelt worden 
ist. 
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Muß die Bundesregierung im Hinblick darauf, daß 
der Bundesaußenminister (Fernsehsendung ,,Reporr‘ 
am 4. August 1975) ausdrücklich den Begriff der 
Belastbarkeit im Zusammenhang mit dem Berlin- 
Abkommen „vom Tisch wegräumen“ will, bestä- 
tigen, daß Bundeskanzler Schmidt und SFD-Chef 
Honecker in Helsinki tatsächlich von der ,, Belast- 
barkeit“ des Abkommens der Vier Mächte über 
Berlin gesprochen haben und iibcrcinkamen, die- 
selbe nicht „zu sehr zu erproben“, oder handelt es 
sich hierbei um eine eigene Formulierung des Re- 
gierungssprechers? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 15. August 1975 

Es ist nicht üblich, daß in der Öffentlichkeit über Einzelheiten aus 
vertraulichen Gesprächen berichtet wird, die der Bundeskanzler mit 
Regierungschefs oder Parteiführern anderer Staaten geführt hat. 

Zu der Frage der ,, Belastbarkeit“ möchte ich zitieren, was Bundes- 
minister Genscher in der Sendung „Die Fernseh-Diskussion“ am 4. Au- 
gust 1975 ausgeführt hat: „Ich würde gerne einen Begriff vom Tisch 
wegräumen, der nicht von Ihnen aufgebracht worden ist, Herr Schröder, 
aber den Sie unter Bezug auf dieses oder jenes Zitat erwähnt haben, 
das ist die Frage von der Belastbarkeit des Viermächte-Abkommens. Die 
Bundesregierung hat nie die Belastbarkeit erprüft, sondern die Bundes- 
regierung legt Wert darauf, daß das Viermächte-Abkommen strikt 
eingehalten, aber auch voll angewendet wird. Wir sollten uns nicht 
in eine Diskussionsecke drängen lassen, wo die Wahrnehmung von 
gegebenen Rechtspositionen mit einem Text auf Belastbarkeit ein 
bißehen an die Grenze des nicht mehr ganz Zulässigen gerückt wird.“ 

Dieses entspricht voll und ganz der Auffassung des Bundeskanzlers, 
und ich habe dem nichts hinzuzufügen. 


6. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Hat der Bundeskanzler gegenüber dem SED-Chef 
Zusagen gemacht bzw. Anlaß gegeben, die diesen 
zu der Aussage veranlassen konnten, er hoffe, daß 
sich in der Berichterstattung der Medien über seinen 
Herrschaftsbereich etwas ändere, und ist auch die 
Bundesregierung der von SED-Chef Honecker 
geäußerten Auffassung, daß die in ,,Korb 3“ nieder- 
gclegten Aussagen der KSZE erst noch bilateral 
zwischen den Unterzeichnern verabredet werden 
müssen, um Geltung zu erlangen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 15. August 1975 

Der 1. Sekretär Honecker gibt in seinen Äußerungen zur KSZE, wie 
auch sonst, seine eigene Meinung wieder. 

Zu der Frage der Geltung der KSZE-Beschlüsse zu Korb 3 ist folgendes 
zu sagen: Die Empfehlungen und Beschlüsse der KSZE zu ,,Korb 3“ 
erlangen auf unterschiedliche Weise Geltung, wie sich eindeutig aus der 
jeweils gewählten Formulierung ergibt. Zum größeren Teil handelt es 
sich um einseitig durchführbare Maßnahmen, die keiner zusätzlichen 
bilateralen Vereinbarung zwischen den KSZE-Teilnehmerstaaten be- 
dürfen; das gilt vor allem für den Bereich ,, Menschliche Kontakte“, an 
dem die Bundesregierung besonders interessiert ist. Der Abschluß 
bilateraler Vereinbarungen ist in den Fällen vorgesehen, in denen sich 
- wie z. B. beim Wissenschaftleraustausch - die Notwendigkeit hierzu 
aus der Sache selbst ergibt; in diesen Fällen ist der Text der Schlußakte 
entsprechend gefaßt (z. B. „auf der Grundlage der Gegenseitigkeit“ 
oder ,, durch entsprechende Vereinbarungen“ oder „durch den Ab- 
schluß bilateraler oder multilateraler Abkommen“). 


7. Abgeordneter 

Roser 

(CDU/C SU) 
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8. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, ein hoher Beamter des 
Bundeskanzleramts habe die Art und Weise der 
Ernennung des neuen Nuntius mit den Worten 
kommentiert: ,,Die Entscheidung paßt in die Logik 
unserer Politik“, und wie vereinbart die Bundes- 
regierung diesen Standpunkt, sollte sie ihn sich zu 
eigen machen, mit ihren durch das Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts zum Grundvertrag bekräftig- 
ten Pflichten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 3. September 1975 

Die in Ihrer Anfrage vom 20. August 1975 wiedergegebene Meldung 
trifft nicht zu. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


9. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Verurteilt die Bundesregierung die mittels eines 
Hubschraubers durchgeführten Befreiungsaktionen 
des amerikanischen Hubschrauberpiloten Barry 
Meeker, oder teilt sie die Auffassung, daß es sich 
hier um ein zwar die außenpolitischen Beziehungen 
möglicherweise belästigendes, aber im übrigen um 
ein persönlich-moralisch hoch zu veranschlagendes 
Verhalten handelt? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 11. September 1975 

Im Zusammenhang mit der von Ihnen erwähnten Fluchthilfeaktion 
hat die zuständige Staatsanwaltschaft Traunstein ein Ermittlungs- 
verfahren zur Klärung etwaiger Verstöße gegen geltende Gesetze und 
Vorschriften eingeleitet, das noch nicht abgeschlossen ist und dessen 
Ergebnis die Bundesregierung nicht vorgreifen will. 


10. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Tatsache, daß der Grund für solche Fluchtver- 
suche ja schließlich in der Unfreiheit der Bürger 
des Ostblocks zu suchen ist, östlichen durch Flucht- 
hilfeaktionen veranlaßten Protesten gegenüber eine 
auch im diplomatischen Verkehr klare und kompro- 
mißlose Sprache zu sprechen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 11. September 1975 

Wie Sie aus der Presse haben entnehmen können, hat die Bundes- 
regierung am 3. September 1975 die tschechoslowakische Protest- 
note beantwortet und die darin erhobenen Vorwürfe und Beschuldi- 
gungen zurückgewiesen. 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wie wird die Bundesregierung Gefahren für die 
Pressefreiheit begegnen, die sich aus der — nach 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 22. Au- 
gust 1975 - ,,in Belgrader Kanzleien“ kursirenden 
jugoslawischen Studie ergeben könnten und die 
dort wie folgt wiedergegeben sind: ,,Die Studie 
kommt dann zu dem Schluß, das beste Mittel, die 
Wahrheit über Jugoslawien in die westdeutsche 
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Presse gelangen zu lassen, bestehe darin, „daß unsere 
Texte den verantwortlichen Journalisten, welche in 
den Redaktionen Einfluß auf die Politik der Zeitung 
haben, aufs Auge gedrückt werden. Über freund- 
schaftliche Beziehungen, durch Bestechung und in 
jedem Fall in direktem Kontakt würde die interes- 
sant geschriebene Information über Ereignisse und 
Geschehnisse in unserm Land ihren Platz in den 
hiesigen Zeitungen (den Zeitungen der Bundes- 
republik Deutschland) finden, auch aus Kon- 
kurrenzgründen — denn sie würde etwas Neues 
bringen, etwas, das anders ist als das Bisherige.“? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 12. September 1975 

Die Bundesregierung sieht derartige Gefahren nicht, da sie nicht der 
Auffassung ist, daß sich die deutsche Presse auf diese Weise beein- 
flussen läßt. 

Es hat in der Vergangenheit keine derartigen Beeinflussungsversuche 
von jugoslawischer Seite gegeben, und die Bundesregierung geht davon 
aus, daß es solche auch in Zukunft nicht geben wird. 

> I 

Von offizieller jugoslawischer Seite ist die Bundesregierung im übrigen 
darauf hingewiesen worden, daß sich die in dem Bericht wiedergegebe- 
nen Auffassungen zum Umgang mit der deutschen Presse nicht mit den 
Auffassungen amtlicher jugoslawischer Stellen decken. 


12. Abgeordneter War der Bundesregierung vor Unterzeichnung des 
Dr. Czaja KSZE-Schlußdokuments bekannt, daß der sowje- 

(CDU/CSU) tische Parteichef Breschnew einige Bestimmungen 

des Schlußdokuments als ,, völkerrechtlich bindend“ 
ansieht (vgl. International Herald Tribüne vom 
16./ 17. August 1975, S. 1 sowie Erklärungen des 
US-Kongreßmitglieds Brademas), andere Bestim- 
mungen aber nicht, und was gedenkt die Bundes- 
regierung zu tun, daß die Auslegung eines der 
wichtigsten Unterzeichner des KSZE-Schlußdoku- 
ments bezüglich der teilweisen Rechtsverbindlich- 
keit wichtiger, das Wohl Deutschlands und der 
Bundesrepublik Deutschland betreffender Fragen 
der deutschen Bevölkerung bekannt wird? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. September 1975 

Über die Äußerungen von Generalsekretär Breschnew, auf die Sie sich 
beziehen, liegen voneinander abweichende Darstellungen verschiedener 
Nachrichtenagenturen vor. 

Hinsichtlich der Verbindlichkeit der KSZE-Texte sind für die Bundes- 
regierung die Aussagen der Schlußakte maßgebend. Diese beziehen 
sich einmal auf die Entschlossenheit der Teilnehmerstaaten, den Er- 
gebnissen der KSZE volle Wirksamkeit zu verleihen und die Vorteile, 
die aus diesen Ergebnissen hervorgehen, zwischen ihren Staaten und 
in ganz Europa zu gewährleisten. Zum anderen wird in der Schluß- 
akte klargestellt, daß diese kein völkerrechtlicher Vertrag ist, der nach 
Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen registrierbar wäre. Dar- 
über hinaus wird in dem Schreiben der finnischen Regierung an den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen, mit dem sie den Text der 
Schlußakte an diesen übermittelt, klargestellt, daß diese Schlußakte 
weder ganz noch teilweise beim Sekretariat nach Artikel 102 der 
Charta der Vereinten Nationen registrierbar ist, wie das der Fall wäre, 
wenn es sich um einen Vertrag oder ein internationales Abkommen 
gemäß diesem Artikel handelte (Drucksache 7/3867, Seite 35). 
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Die inhaltlichen Bestimmungen der Schlußakte geben hinsichtlich der 
Erklärung über die Prinzipien, die die Beziehungen zwischen den Teil- 
nehmerstaaten leiten sollen, zu einem großen Teil geltendes allge- 
meines Völkerrecht wieder. Zum anderen enthalten sie Verhaltens- 
regeln, wie sie von allen Staaten als angemessen und vernünftig akzep- 
tiert werden. 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß die Sowjet- 
union beabsichtigt, die humanitären Absichtserklärungen der KSZE 
insgesamt erst nach Abschluß entsprechender bilateraler Vereinbarun- 
gen zu verwirklichen. Tatsächlich bedarf es bei einer Reihe der beab- 
sichtigten Verbesserungen der Beziehungen im Rahmen des sogenann- 
ten Korbes III bilateraler Vereinbarungen, Abkommen oder Verträge. 
Andere Teile aus Korb III setzen einseitige innerstaatliche Akte zu 
ihrer Erfüllung voraus. 


13, Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung erst nach der 
Dr. Czaja Unterzeichung der KSZE-Schlußakte am 6. August 

(CDU/CSU) 1975 durch den Regierungssprecher und nicht 

bereits vorher öffentlich erklären lassen, daß sie 
bereits bei den Verhandlungen in Genf DDR-Er- 
klärungen zurückgewiesen habe, die durch den 
SED-Chef Honecker am 6. August 1975 im „Neuen 
Deutschland“ wiederholt wurden und warum hat 
dann nicht auch der Bundeskanzler selbst diese, 
der Rechtslage Deutschlands und der Deutschen 
höchst abträglichen Äußerungen in einer substan- 
tiellen Erklärung zurückgewiesen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. September 1975 

Ebenso wie in den KSZE-Verhandlungen selbst hat die Bundesregie- 
rung ihre Positionen in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der CDU/ 
CSU (Drucksache 7/2616), in ihrer Erklärung vor dem Deutschen 
Bundestag vom 25. Juli 1975 und in der Rede des Herrn Bundeskanz- 
lers in Helsinki am 3 1 . Juli 1 975 bekannt gemacht. 


14. Abgeordneter Besitzt das Protokoll über die Ausreise zwangs- 
Reddemann weise zurückgehaltener Deutscher aus der Volks- 

(CDU/CSU) republik Polen dieselbe völkerrechtliche Qualität 

wie die Abmachungen über die Zahlung von 2,3 Mil- 
liarden DM an die Volksrepublik Polen und wird es 
daher ebenfalls vom Deutschen Bundestag und vom 
polnischen Sejm ratifiziert? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 16. September 1975 

Die einzelnen in Helsinki ausgearbeiteten deutsch-polnischen Doku- 
mente unterscheiden sich zwar in ihrer Form; ihr Inhalt ist jedoch in 
jedem Fall völkerrechtlich erheblich. Auch die Zusicherung des pol- 
nischen Außenministers über Ausreisemöglichkeiten im Ausreiseproto- 
koll ist rechtlich verbindlich. Das Protokoll selbst wird dem Bundestag 
und dem polnischen Sejm nicht zur Zustimmung vorgelegt. 

Im übrigen nehme ich auf die Antwort des Auswärtigen Amts zur 
Frage 11 des Herrn Kollegen Gerlach (Obernau) vom 27. August 1975 
Bezug (Drucksache 7/4007). 
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15. Abgeordneter Ist in dem Protokoll über die Ausreisemöglichkeit 
Reddemann sichergestellt, daß die ausreisewilligen Deutschen 

(CDU/CSU) nicht mehr wie bisher als Folge ihres Ausreisean- 

trages aus den Wohnungen vertrieben werden, 
ihren Arbeitsplatz gekündigt erhalten, den Kran- 
kenversicherungsschutz verlieren und weiteren Schi- 
kanen ausgesetzt sind? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 16. September 1975 

Das Auswärtige Amt hat bereits in seiner Antwort vom 27. August 
1975 auf die Frage 12 des Herrn Kollegen Gerlach (Obernau) (Druck- 
sache 7/4007), auf die ich insoweit Bezug nehme, zu den von Ihnen 
nunmehr erneut angesprachenen Regelungen des Ausreiseprotokolls 
Stellung genommen. 


16. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die tatsächlichen Rentenansprüche 
von in Polen lebenden Menschen an die deutschen 
Rentenversicherungen, und um wieviel höher sind 
die Zahlungen, die die Bundesrepublik Deutschland 
an die Volksrepublik Polen leisten muß? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 16. September 1975 

Aus dem Gedanken der Alleinvertretung heraus haben frühere Bundes- 
regierungen in den Jahren 1952 und 1959 in großem Umfang die Ver- 
pflichtungen des früheren Deutschen Reiches zur Rentenzahlung auch 
bei Auslandsaufenthalt übernommen. 

Bis auf einige Ausnahmen, deren genaue zahlenmäßige Angabe nicht 
möglich ist, wurden jedoch in die osteuropäischen Staaten wegen der 
damaligen Ostpolitik Renten nicht gezahlt. 

Dieser Widerspruch ist nicht länger haltbar. Das Abkommen schafft 
im Verhältnis zur Volksrepublik Polen Klarheit in dieser Frage, Bei der 
Pauschale ist davon auszugehen, daß die deutschen Versicherungs- 
träger durch die Pauschalzahlung nicht schlechter gestellt werden als 
ohne das Abkommen. 

Sie werden von Zahlungsverpflichtungen und möglichen auf sie zu- 
'kommenden Belastungen, die über die Pauschale hinausgehen, frei- 
gestellt. Sie erhalten erstmalig die Möglichkeit, die Belastung durch 
Rentenansprüche gegenüber Polen genau zu kalkulieren. 


17. Abgeordneter Wie hoch sind die Summen, die heutige Bewohner 
Reddemann der Bundesrepublik Deutschland aus der polnischen 

(CDU/CSU) Rentenversicherung beanspruchen können, und wie 

sind in dem Abkommen mit Warschau diese An- 
rechte geregelt? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 16. September 1975 

Nach innerstaatlichem polnischem Recht werden im Prinzip keine 
Rentenzahlungen an Personen geleistet, die sich im Ausland aufhalten. 

Das Abkommen mit Polen soll vorsehen, daß diese Personen voll in 
das deutsche Sozialversicherungssystem eingegliedert werden. 

Nähere Einzelheiten dieser Eingliederung werden im Zustimmungs- 
gesetz zum Rentenabkommen geregelt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter Trifft es zu, daß Bedienstete des Bundesgrenz- 

Dr. Probst Schutzes in Interzonenzügen die Frage nach ,,Bun- 

(CDU/CSU) desbürgern“ stellen, die in der ,,DDR“ zu Besuch 

waren, und wie vereinbart - bejahendenfalls ~ die 
Bundesregierung diese Fragestellung mit dem gel- 
tenden Staatsangehörigkeitsrecht? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 3. September 1975 

Der Begriff ,, Bundesbürger“ ist dem geltenden Staatsangehörigkeits- 
recht der Bundesrepublik Deutschland nicht bekannt und darum auch 
nicht gebräuchlich. 

Nach den vorliegenden übereinstimmenden Berichten der Grenzschutz- 
steilen an der Grenze zur DDR verwenden Beamte des Grenzschutz- 
einzeldienstes den Ausdruck ,, Bundesbürger“ bei der Kontrolle von 
Reisenden, die von Besuchen aus der DDR zurückkehren, nicht. 


19. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus den Erfahrungen bei der Waldbrandbe- 
kämpfung für ihre Entscheidung, dem Bundes- 
grenzschutz die geländegängigen Fahrzeuge zu 
nehmen, und wie garantiert sie im einzelnen die 
ungeschmälerte Erhaltung der Schlagkraft des Bun- 
desgrenzschutzes an der Zonengrenze trotz der 
beabsichtigten Auflösung von drei der insgesamt 
sieben Gruppenstäbe? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 2. September 1975 

Die Erfahrungen bei der Waldbrandbekämpfung in Niedersachsen 
stellen die Entscheidung der Bundesregierung, den Bundesgrenzschutz 
vorwiegend mit nicht geländefähigen handelsüblichen Kraftfahrzeugen 
auszustatten und geländefähige Kraftfahrzeuge nur für spezielle Einsatz- 
zwecke vorzuhalten, nicht in Frage. Diese Ausstattung ist nach den 
bisher vorliegenden Erkenntnissen aufgabengerecht; sie entspricht der 
der Länderpolizeien. 

Dies schließt allerdings nicht Überlegungen aus, die auf eine für Ka- 
tastropheneinsätze zugeschnittene Ausstattung des Bundesgrenz- 
schutzes und der Länderpolizeien mit mehr geländefähigen Fahrzeugen 
abzielen. Hierzu bedarf es jedoch noch einer eingehenden Auswertung 
der in Niedersachsen seitens des Bundesgrenzschutzes und der dortigen 
Polizei gesammelten Erfahrungen. 

Die Einsatzkraft des Bundesgrenzschutzes wird durch die Auflösung 
von drei der sieben Gruppenstäbe insgesamt nicht gemindert. Es findet 
nur eine Kräfteverlagerung zu einem weiteren Einsatzschwerpunkt des 
Bundesgrenzschutzes im Raum Bonn statt. 

Die im Raum zur Grenze zur DDR stationierten Einsatzabteilungen 
des Bundesgrenzschutzes werden durch die organisatorischen Maß- 
nahmen nicht verringert. Auch die dort verbleibenden Führungsein- 
richtungen sind ausreichend. Unmittelbar im Rahmen ihrer Grenz- 
abschnitte führen — wie bisher - die Grenzschutzabteilungen. Dies 
gilt für den täglichen Grenzstreifendienst wie auch für Einsätze bei 
besonderen Vorkommnissen an der Grenze und im Grenzraum. 
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Soweit bei einem Einsatz mehrere Abteilungen verwendet werden 
müssen, könnte die erforderliche Führungseinrichtung aus den be- 
stehenden Führungsstrukturen ohne organisatorische Schwierigkeiten 
gebildet werden. Neben dem Grenzschutzkommando wird in jedem 
Kommandobereich als weiterer Führungsstab ein Gruppenstab ver- 
bleiben. 


20. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Intendant 
Hansen der Deutschen Welle, Walter Steigner, bei einem 

(SPD) früheren Griechenlandbesuch ,,mit der faschisti- 

schen Junta ein Geheimabkommen über Wohlver- 
halten der Deutschen Welle“ abgeschlossen habe, 
und welche Rolle hat dabei der deutsche Bot- 
schafter in Athen gespielt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 11. September 1975 

Zum ersten Teil Ihrer Anfrage darf ich zunächst hervorheben, daß der 
Rundfunkanstalt Deutsche Welle nach dem Bundesrundfunkgesetz das 
Recht der Selbstverwaltung und demzufolge die volle Selbstverantwor- 
tung zukommt. Ich bitte Sie daher um Verständnis, wenn die Bundes- 
regierung zu der die Deutsche Welle betreffenden Frage von eigenen 
Erhebungen abgesehen und sich darauf beschränkt hat, Informationen 
einzuholen. 

Nach Vitteilung der Deutschen Welle ist es unzutreffend, daß der 
Intendant der Deutschen Welle mit der damaligen griechischen Regie- 
rung ein Geheimabkommen abgeschlossen hat. Richtig sei vielmehr, 
daß sich der Intendant in Abstimmung mit den Gremien der Anstalt 
im Juli 1972 zu einem dreitägigen Informationsbesuch in Athen auf- 
hielt und über die Gespräche mit dem Staatssekretär Stamatopoulos 
nach seiner Rückkehr ein Gedächtnisprotokoll anfertigte. Die darin 
enthaltenen Äußerungen gingen über das, was bei derartigen infor- 
mationspolitischen Kontakten üblich sei, nicht hinaus und stünden 
im Einklang mit dem gesetzlichen Auftrag, welcher der Tätigkeit der 
Deutschen Welle zugrunde liege. 

Feststellungen zum zweiten Teil Ihrer Frage haben ergeben, daß der 
Posten des Botschafters der Bundesrepublik Deutschland in Athen 
zur fraglichen Zeit vakant war. Der bisherige Botschafter hatte Athen 
bereits im Juni 1972 verlassen, Botschafter Dr. Oncken traf erst im 
September 1972 in Athen ein. Der Geschäftsträger hat sich, wie bei 
prominenten Besuchern üblich, auf die Vermittlung von Kontakten 
beschränkt und Herrn Steigner ein Mittagessen gegeben, an dem neben 
in Athen tätigen deutschen Jornalisten auf Wunsch von Herrn Steigner 
drei profilierte Journalisten der griechischen Opposition und der dem 
Regime gegenüber kritisch eingestellte Times-Korrespondent teilnahmen. 

An den Gesprächen von Intendant Steigner mit den griechischen 
Stellen hat die Botschaft nicht aktiv teilgenommen. 


21. Abgeordneter Findet nach Auffassung der Bundesregierung § 75 
Schäfer Abs. 2 Nr. 1 des Personalvertretungsgesetzes, der 

(Appenweier) die Mitbestimmung des Personalrates bei Gewäh- 
(SPD) rung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen 

und entsprechende soziale Zuwendungen vorsieht, 
auch bei Gewährung von Familienheimdarlehen 
Anwendung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 11. September 1975 

Nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) hat der Per- 
sonalrat bei bestimmten, im Gesetz aufgeführten Maßnahmen seiner 
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Dienststelle mitzubestimmen. Eine Beteiligung des Personalrates bei 
Entscheidungen anderer Behörden sieht das Gesetz, wie sich aus der 
Regelung des Mitbestimmungsverfahrens in § 69 BPersVG ergibt, 
nicht vor. 

Familienheimdarlehen werden nicht von der Dienststelle des Beschäf- 
tigten, sondern von der örtlich zuständigen Oberfinanzdirektion be- 
willigt. Unmittelbar bei dieser beantragt der Bewerber das Darlehen; 
seine Dienststelle nimmt auf die Entscheidung über den Antrag keinen 
Einfluß. Für eine Mitbestimmung des Personalrates ist daher kein 
Raum. 


22. Abgeordneter Trifft die Meldung der ,,Welt“ vom 29. August 

Gierenstein 1975 zu, die Bundesregierung habe sich bereit 

(CDU/CSU) erklärt, zwei zu hohen Haftstrafen verurteilte 

und vorzeitig entlassene chilenische Strafge- 
fangene aufzunehmen, und wie ist sichergestellt, 
daß dies nicht zu einer Gefährdung der inneren 
Sicherheit im Bundesgebiet führt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 11. September 1975 

Die Angaben in der Zeitung ,,Die Welt“ vom 29. August 1975 treffen, 
soweit Sie darauf Bezug nehmen, zu. 

Die Bundesregierung hat im Einvernehmen mit dem für die Aufnahme 
in Frage kommenden Bundesland der Erteilung der Aufenthaltserlaub- 
nis für die chilenischen Staatsangehörigen Lazo Frias und Schnake 
Silva zugestimmt. Die — wie in allen übrigen Fällen - durchgeführte 
vorherige Sicherheitsüberprüfung hat keine Erkenntnisse erbracht, die 
den Aufenthalt der Chilenen im Bundesgebiet mit den Sicherheits- 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland unvereinbar erscheinen 
lassen. 

Es ist im übrigen selbstverständlich, daß sich die in der Bundesrepublik 
Deutschland Gastrecht genießenden chilenischen Staatsangehörigen 
nach den hier geltenden Gesetzen zu richten haben. Sollte sich heraus- 
steilen, daß einzelne Personen während ihres Aufenthaltes in der 
Bundesrepublik Deutschland die innere Sicherheit unseres Staates 
gefährden, so reichen die gesetzlichen Grundlagen aus, solchen Ge- 
fahren zu begegnen. 


23. Abgeordnete Welche Folgerungen hat die Bundesregierung aus 

Frau dem in der Antwort der Bundesregierung — Druck- 

Dr. Walz sache 7/2887 — auf die Kleinen Anfragen betr. 

(CDU/CSU) Straffung und Verbesserung der Organisations- 

struktur von Bundesregierung und Bundesverwal- 
tung genannten Bericht der Studienkommission 
für die Reform des öffentlichen Dienstrechts ge- 
zogen, insbesondere bezogen auf Anforderungspro- 
file, Befähigungsprofile bzw. Leistungsbewertungen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Leistungsbewer- 
tung bei verschiedenen Verwaltungen zu erproben 
und die Vorschläge der Studienkommission für die 
Reform des öffentlichen Dienstrechts weiterzu- 
entwickeln? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 12. September 1975 

Der Bundesminister des Innern bereitet zur Zeit einen Bericht über die 
Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit der Reform des öffentlichen 
Dienstes vor. Dieser Bericht geht davon aus, daß die Haushaltstage Maß- 


24. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 



Drucksache 7/4130 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


nahmen der Dienstrechtsreform und der Verwaltungsreform erfordert, 
die eine Steigerung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes 
unter Minderung der Kostenbelastung der öffentlichen Hände zum Ziele 
haben. Vorgesehen sind insbesondere Einrichtungen und Regelungen, 
die eine Steuerung des Personalbedarfs, die Verbesserung der Personal- 
auswahl sowie eine Verbesserung der Leistungsfähigkeit und Leistungs- 
bereitschaft der einzelnen Mitarbeiter bewirken. 

Die von Ihnen erwähnten Anforderungsprofile, Befähigungsprofile und 
Leistungsbewertungen gehören in den vorgesehenen Maßnahmen- 
katalog, da sie insbesondere zu einer funktionsgerechteren Aus- und 
Fortbildung, einem befähigungsgerechteren Personaleinsatz und einer 
funktions- und leistungsgerechteren Bezahlung führen können. 


Ist die Bundesregierung bereit, das 1976 auslaufende 
Bundesprogramm zur Reinhaltung des Bodensees zu 
verlängern, angesichts der dringend notwendigen 
weiteren Sanierung und guter Anfangserfolge in 
diesem Bereich, und können hierfür Mittel aus dem 
angekündigten Infrastruktursonderprogramm zur 
Verfügung gestellt werden? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 9. September 1975 

Das Bundeskabinett hat am 27. August 1975 ein Programm von Bau- 
und anderen Investitionen beschlossen. In diesem Gesamtprogramm 
sind erhebliche Förderungsmittel für den Bereich Abwasserbeseitigung 
vorgesehen, und zwar 

Teilprogramm I: Bundeseigene Investitionen. 

Aus diesem Programm sind 30 Millionen DM für die Fortführung des 
Rhein-Bodensee-Sanierungsprogramms vorgesehen. Hiermit sollen Maß 
nahmen, deren Durchführung erst für 1976 vorgesehen waren, noch in 
dieses Jahr vorgezogen werden. 

Teilprogramm II: Sonderprogramm zur Fortführung der kommunalen 
Struktur 

Dieses Teilprogramm II ist mit einem Gesamtvolumen von 1,2 Milliar- 
den DM ausgestattet, an dem der Bund und die Länder mit je 50 v. H. 
beteiligt sind. Aus diesem Sonderprogramm können u. a. auch Ab- 
wasserreinigungsanlagen bezuschußt werden. Eine Aufteilung der 
Mittel auf die zu fördernden Maßnahmen ist nicht möglich, weil es 
den Ländern überlassen bleibt, schwerpunktmäßig die Mittel regional 
und sektoral abzurufen. 

Im Zusammenhang mit dem Zuschußprogramm werden außerdem zu- 
sätzliche zinsverbilligte Darlehen im Gesamtvolumen von 1 Milliarde DM 
zur Verfügung gestellt. Durch ein Sonderprogramm der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau mit einem Umfang von 500 Millionen DM und 
durch zusätzliche Verpflichtungsermächtigungen in den laufenden 
Umweltprogrammen des ERP-Wirtschaftsplans (Abwasserreinigung, 
Luftreinhaltung, Abfallbeseitigung) — ebenfalls in Höhe von 500 Mil- 
lionen DM — soll insbesondere den Gemeinden die Finanzierung des 
Eigenanteils erleichtert werden. Im Rahmen dieses laufenden ERP- 
Wirtschaftsplans ist ein Betrag in Höhe von 410 Millionen DM allein 
für den Bau von Abwasserreinigungsanlagen vorgesehen. Diese Mittel 
kommen auch als Schwerpunkt der Sanierung des Bodensees zugute. 

Daneben werden aus dem ERP-Gewässerreinhaltungsprogramm des 
Bundes auch weiterhin, wie in den vergangenen Jahren, nennenswerte 
Beträge zum Bau von Kläranlagen dem Bodenseeraum zufließen 
(1974; 12,3 Millionen DM). 

Unabhängig von diesen Programmen, in denen eine Erhöhung der 
Förderungsmittel für Kläranlagen im Bodenseeraum bereits verwirk- 
licht ist, wird mit den Landesregierungen von Baden-Württemberg und 


25. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 
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Bayern rechtzeitig zu prüfen sein, ob eine Verlängerung des Fünf-Jahres- 
Sanierungsprogramms für den Bodensee notwendig ist. Die weitere 
Förderung mit Bundeszuschüssen wird u. a. im wesentlichen davon 
abhängig gemacht werden müssen, ob und inwieweit die Gemeinden 
und die Länder Baden-Württemberg und Bayern in der Lage sein werden, 
vordringliche Sanierungsmaßnahmen aus eigener Kraft, gegebenenfalls 
bei gleichzeitiger Förderung aus anderen Bundesprogrammen, z. B. 
mit ERP-Krediten, durchzuführen. Zweifellos wird man hierbei aber 
auch schon die Möglichkeiten einer Förderung aus dem Aufkommen 
nach dem Abwasserabgabengesetz prüfen müssen. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß das Abwasserabgabengesetz, von dem sie sich den 
entscheidenden Anstoß für einen wirksameren Gewässerschutz ver- 
spricht, noch in dieser Legislaturperiode erlassen werden wird. Sie 
hofft, in den unmittelbar bevorstehenden Beratungen des Gesetzes 
in Bundestag und Bundesrat hierfür die erforderliche Mehrheit zu 
finden. 


26. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch 
Volmer die Einbeziehung des öffentlichen Dienstes in das 

(CDU/CSU) Bundeskindergeldgesetz für bestimmte Berechtigte 

ausgerechnet der Kinderbetrag in der Sonderzu- 
wendung im Öffentlichen Dienst entfällt, was in 
erster Linie teilzeitbeschäftigte Frauen benach- 
teiligt, die den Kinderbetrag in der Sonderzuwen- 
dung nicht mehr erhalten, wenn der Ehegatte 
kindergeldberechtigt ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15. September 1975 

Das Bundeskindergeldgesetz (BKGG) wird von dem für das deutsche 
Sozialrecht allgemein gültigen Grundsatz beherrscht, daß Doppel- 
leistungen zu vermeiden sind. Für jedes Kind wird daher nur einer 
Person Kindergeld gewährt (§ 3 Abs. 1 BKGG). Somit können nicht 
beide Elternteile für dasselbe Kind Kindergeld beziehen. Vielmehr 
wird das Kindergeld in aller Regel demjenigen Elternteil gezahlt, den 
die Eltern zum Berechtigten bestimmen (§ 3 Abs. 3 Satz 1 BKGG). 

Für Beamte und Arbeitnehmer des Bundes ist die Zahlung eines Er- 
höhungsbetrages zur jährlichen (Sonder-)Zuwendung für jedes Kind 
vorgesehen, für das dem Bediensteten im maßgebenden Kalender- 
monat Kindergeld nach dem BKGG oder eine der in § 8 Abs. 1 BKGG 
genannten Leistungen zugestanden hat (§ 8 Abs. 1 Sonderzuwendungs- 
gesetz, § 2 Abs. 3 Zuwendungstarifverträge). Der Erhöhungsbetrag 
beläuft sich auf 50 DM für den Vollbeschäftigten, für Teilzeitbeschäf- 
tigte im Tarifbereich im Regelfall auf 37,50 DM pro Jahr. 

Es trifft zu, daß der Erhöhungsbetrag dann nicht zusteht, wenn für 
das betreffende Kind nicht der im öffentlichen Dienst stehende Be- 
rechtigte, sondern eine andere Person das Kindergeld bzw. eine der in 
§ 8 Abs. 1 BKGG genannten Leistungen erhält. Dies ist eine Folge 
der gesetzlich und tariflich vorgesehenen Anknüpfung an das neue, 
den Öffentlichen Dienst einbeziehende Kindergeldrecht. 


27. Abgeordneter Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, tariflich 
Volmer oder außertariflich noch vor dem 1 . Dezember 

(CDU/CSU) 1975 in diesem Detail die soziale Gerechtigkeit 

wiederherzustellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15. September 1975 

Die Bundesregierung sieht — auch mit Rücksicht auf die derzeit zu 
verzeichnende Gesamtsituation - gegenwärtig keine Möglichkeit 
zur Änderung der geltenden Vorschriften. Dabei ist zu berücksichti- 
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gen, daß die im Einzelfall möglichen Nachteile von geringerem Ge- 
wicht sind und eine Änderung der bestehenden Bestimmungen die 
Durchführung weiter erschweren würde. Im übrigen wäre eine Ände- 
rung für 1975 auch kaum mehr zeitgerecht vollziehbar. Es kommt 
hinzu, daß in der weit überwiegenden Zahl der Fälle der angesprochene 
Nachteil dadurch vermieden werden kann, daß die Eltern des Kindes 
den im öffentlichen Dienst beschäftigten Elternteil zum Kindergeld- 
berechtigten bestimmen. Ob sich künftig ein Anlaß zu erneuter Über- 
prüfung ergeben kann, läßt sich zur Zeit nicht übersehen. 


28. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


In welchen Industriestaaten ist nach dem der- 
zeitigen Stand der jeweiligen Gesetzgebung die 
Errichtung von Kernkraftwerken in unmittelbarer 
Nähe von Industriestädten ~ wie z. B. Grafenrhein- 
feld bei Schweinfurt - verboten bzw. nur unter 
welchen besonderen zusätzlichen Sicherheitsauf- 
lagen erlaubt, und ist auch durch diese in anderen 
Staaten erlassenen Gesetze und Verordnungen zu 
erklären, daß die Bundesregierung in bezug auf 
Grafenrheinfeld wiederholt betont hat, ,,daß die 
Festlegung von Standorten für Kernkraftwerke zur 
Zuständigkeit der Länder gehört“, die Bundes- 
regierung also offenbar eine eigene Verantwortung 
für diese Standortwahl abzulehnen versucht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15. September 1975 

Der Standort des Kernkraftwerks Grafenrheinfeld kann nicht als in 
unmittelbarer Nähe zu einer Industriestadt gelegen bezeichnet werden. 
Die Stadt Schweinfurt ist ca. 7 km entfernt. 

Im Vergleich zu anderen Standorten in der Bundesrepublik Deutschland 
stellt der Standort Grafenrheinfeld hinsichtlich der Besiedlung der Um- 
gebung keinen Sonderfall dar. Es gibt sogar Standorte für Kernkraft- 
werke, die eine dichtere Besiedlung aufweisen. 

Die industrielle und sonstige Nutzung der Umgebung eines Kernkraft- 
werkes, insbesondere Einrichtungen, die eine Gefährdung des Kern- 
kraftwerks darstellen könnten (z. B. explosionsgefährdete Betriebe), 
aber auch Einrichtungen, die durch den Betrieb des Kernkraftwerks 
beeinträchtigt werden könnten, werden im atomrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahren berücksichtigt. 

Die Prüfungen im Fall Grafenrheinfeld haben ergeben, daß der Stand- 
ort einschließlich der in der Umgebung ansässigen Industrie keine 
einer Genehmigung entgegenstehenden Eigenschaften aufweist. Nach 
Beratung durch die Reaktorsicherheitskommission hat der Bundesmi- 
nister des Innern, der Erteilung einer Errichtungsgenehmigung für 
das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld zugestimmt. 

Von den anderen Industriestaaten besitzen vor allem die USA Stand- 
ortgenehmigungsvorschriften, welche die Besiedlungsdichte in der 
Umgebung, z. T. auch Besonderheiten in der Nutzung des umliegenden 
Gebietes in Verbindung mit den Sicherheitsgegebenheiten eines Kern- 
kraftwerkes begrenzen. Eine Anwendung der amerikanischen Praxis auf 
den Standort Grafenrheinfeld würde diesen Standort hinsichtlich seiner 
Besiedlungsdichte akzeptabel erscheinen lassen. Ein gültiger Vergleich 
ist jedoch kaum möglich, da die Genehmigungsvorschriften z. B. keine 
Aussagen über den Umfang von zusätzlichen Sicherheitsmaßnahmen in 
Relation zur Bevölkerungssituation machen. Es sind in den USA jedoch 
bereits Standorte genehmigt worden, welche teilweise eine höhere 
Besiedlungsdichte aufweisen (Indian Point, Newbold Island) als der 
Standort Grafenrheinfeld. 
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Die Bundesregierung ist im übrigen der Auffassung, daß Standort- 
verhältnisse nicht unabhängig vom technischen Sicherheitskonzept 
der Kernkraftwerke betrachtet werden können. Abgelegene Standorte, 
die in Ländern mit niedriger Besiedlungsdichte, wie den USA, möglich 
sind, fehlen in der Bundesrepublik Deutschland weitgehend oder völlig. 
Die Sicherheitsvorkehrungen sind deshalb in der Bundesrepublik 
Deutschland besonders hoch. Das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld weist 
beispielsweise gegenüber amerikanischen Anlagen einen doppelten 
Sicherheitseinschluß auf und besitzt außerdem besondere Schutz- 
maßnahmen gegen Einwirkungen von außen. 

Eine ähnliche Position nehmen auch andere Industriestaaten, insbe- 
sondere im dichtbesiedelten Europa ein, welche ihre Standortge- 
nehmigungspraxis in Anlehnung an die amerikanischen Vorschriften 
auf die jeweiligen nationalen Gegebenheiten anpassen. 

Die Bundesregierung nimmt im übrigen die ihr im Rahmen des Atom- 
gesetzes zukommende Verantwortung für die hinreichende Beachtung 
der Standorteigenschaften bei Entscheidungen über die Zustimmung 
zu Errichtungsgenehmigungen sehr ernst. Ihre Zuständigkeit ist aller- 
dings auf die sicherheits- und strahlenschutzrelevanten Aspekte der 
Standorte kerntechnischer Einrichtungen beschränkt. Die Wahl und 
Ausweisung von Standorten im Rahmen einer Standortvorsorge sowie 
die Beachtung von Vorschriften z. B. des Wasserrechts, Umweltschutzes 
u. a. fallen in die ausschließliche Zuständigkeit der Länder. 


29. Abgeordneter Hat die Bundesregierung im Zusammenhang mit den 
Ey Waldbränden in Niedersachsei: neue Erkenntnisse 

(CDU/CSU) gewonnen hinsichtlich der Wirksamkeit der Ka- 

tastrophenabwehr und wenn ja, welche? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 16. September 1975 

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach Beendigung der Brandbe- 
kämpfung in Niedersachsen damit begonnen, die hierbei gesammelten 
Erkenntnisse auf mögliche Konsequenzen für den Katastrophenschutz 
— soweit die Bundeszuständigkeit berührt ist — zu analysieren. 

Abschließende Folgerungen können allerdings z. Z. nicht gezogen wer- 
den, da der detaillierte Erfahrungsbericht des zuständigen Nieder- 
sächsischen Innenministeriums noch nicht vorliegt. Über die Erfahrun- 
gen aus der Katastrophenbekämpfung in Niedersachsen wird ein erster 
Meinungsaustausch mit den Innenministern der Länder bei der Innen- 
ministerkonferenz am 19. September 1975 in Berlin stattfinden. Vor- 
aussichtlich in der darauffolgenden Woche werde ich dem Innenaus- 
schuß des Deutschen Bundestages einen ausführlichen Bericht erstatten. 


30, Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die 
Ey Entstehungsursache der Brände vor, die auf Terro- 

(CDU/CSU) risten- oder Massenaktionen schließen lassen? 

Antwort des Bundesminsters Dr. Maihofer 
vom 16. September 1975 

Gesicherte Erkenntnisse über die Entstehungsursachen der Waldbrände 
in Niedersachsen, die auf Terroristen- oder Massenaktionen schließen 
lassen, liegen nicht vor. 

Beim Bundeskriminalamt ist lediglich eine Postkarte eingegangen, 
in der sich ein angebliches , »Komitee 2. Juni d. WKP“ zu der Inbrand- 
setzung bekennt und in der mit weiteren Waldbränden im Spessart 
und Odenwald gedroht wird. 

Ein „Komitee 2. Juni d. WKP“ ist bisher nicht bekannt geworden. 
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3 1 . Abgeordneter Wie ist der gegenwärtige Stand des Genehmigungs- 

Pohlmann Verfahrens zur Errichtung und zum Betrieb eines 

(CDU/CSU) Kernkraftwerks an der Weser (Grohnde), und liegt 

insbesondere der Bundesregierung inzwischen das 
Ergebnis der Prüfungen des Bundesgesundheits- 
amts und der Strahlenschutzkommission vor, mit 
denen u. a. die Einwendungen von benachbarten 
Industriebetrieben sowie die Bedenken von über 
200 Ärzten aus dem betroffenen Raum geklärt 
werden sollten, und wenn ja, welche Konsequenzen 
in bezug auf das Genehmigungsverfahren wird die 
Bundesregierung aus diesen Untersuchungen ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15. September 1975 

Nach Auskunft der Genehmigungsbehörde ist die sicherheitstech- 
nische Überprüfung und Begutachtung für eine erste Teilerrichtungs- 
genehmigung von seiten der durch die Genehmigungsbehörde Nieder- 
sachsen hinzugezogenen Sachverständigen abgeschlossen. Versagungs- 
gründe gegen den Standort und gegen das Konzept des Projekts sowie 
gegen die mit der ersten Teilerrichtungsgenehmigung zu genehmigende 
Errichtung des Reaktorgebäudes sind aus sicherheitstechnischer Sicht 
auch ijn+er Berücksichtigung der vorgebrachten Einwendungen bisher 
nicht zu erkennen. 


Alle Behörden, deren Zuständigkeit durch das Projekt berührt wird, 
sind nach § 7 Abs. 3 des Atomgesetzes beteiligt worden. Die der Ge- 
nehmigungsbehörde bisher vorliegenden abschließenden Stellung- 
nahmen sind positiv. Dabei sind gemäß § 4 Abs. 1 der Atomanlagen- 
Verordnung neben den atomrechtlichen Vorschriften auch die übrigen 
in Betracht kommenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften beachtet 
worden. 

Die Bundesregierung wird erst dann Stellung nehmen, wenn das Er- 
gebnis der Prüfungen des Bundesgesundheitsamtes — voraussichtlich 
im Oktober — vollständig vorliegt und wenn eine abschließende Be- 
ratung in der Strahlenschutzkommission stattgefunden hat. 


32. Abgeordneter 
Pohlmann 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen den 
Feststellungen der Reaktorsicherheitskommission 
vom 19. Juni 1974 - veröffentlicht im Bundes- 
anzeiger Nr. 29 vom 12. Februar 1975 — tatsäch- 
lich in einer Entfernung von 1 bis 3 km vom Stand- 
ort des geplanten Kernkraftwerks Grohnde In- 
dustriebetriebe für Nahrungsmittel, Feinchemikalien 
und Arzneimittel mit über 1 000 Beschäftigten 
ansässig sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15, September 1975 

Der Bundesregierung ist die Tatsache bekannt, daß im näheren Umkreis 
um den geplanten Standort des Kernkraftwerkes die von Ihnen auf- 
geführten kleineren Industriebetriebe ansässig sind. Diese Tatsache wird 
bei der Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen berücksichtigt. Sie 
steht jedoch nicht im Gegensatz zu den Feststellungen der Reaktor- 
Sicherheitskommission, wonach sich in der näheren Umgebung des 
Standortes zur Zeit keine größeren Industriebetriebe befänden. 

Unter dem Begriff ,, größere Industrieansiedlungen“ werden in den 
Empfehlungen der Reaktor-Sicherheitskommission in der Regel solche 
Industriebetriebe erfaßt, die die sicherheitsmäßigen Eigenschaften des 
Standortes wesentlich beeinflussen, wie beispielsweise Betriebe der 
Großchemie. Die von Ihnen angesprochene Aussage der Reaktor- 
Sicherheitskommission bezieht sich insofern insbesondere auf eine 
mögliche Gefährdung des Kernkraftwerkes durch Unfälle in derartigen 
Anlagen, zum Beispiel Explosionen. 
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33. Abgeordneter 
Pohlmann 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Daten bekannt, wonach 
- dem Wärmelastplan Weser 1974 zufolge - die 
Belastung des Flusses mit anorganischen und or- 
ganischen Abwässern beträchtlich ist und ein 
Umkippen der Weser infolge Sauerstoffmangels 
nicht ausgeschlossen werden kann (s. Bericht in 
der Deister- und Weserzeitung vom 6. August 
1975), und ist die Bundesregierung bereit, ange- 
sichts dieser alarmierenden Informationen zu ge- 
währleisten, daß vor der Entscheidung über eine 
atomrechtliche Teilgenehmigung für das Kern- 
kraftwerkprojekt Grohnde in einem wasserrecht- 
lichen Verfahren alle hydrologischen, biologisch- 
ökologischen Auswirkungen beim Betrieb des 
weiteren Kernkraftwerks an der Weser eindeutig 
geprüft werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15. September 1975 


Das in dieser Frage angesprochene wasserrechtliche Genehmigungs- 
verfahren sowie die damit zusammenhängenden Prüfungen liegen in 
der ausschließlichen Zuständigkeit der Landesbehörden. Die Bundes- 
regierung hat hier keine Weisungsbefugnis zur Sache im Rahmen des 
atomrechtlichen Verfahrens. Sie wird allerdings im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit über Zweck- und Rechtmäßigkeit der Durchführung des 
Atomgesetzes durch die Länder auf strikte Einhaltung des § 7 Abs. 2 
Nr. 5 des Atomgesetzes achten. Danach ist die Genehmigungsbehörde 
insbesondere auch gehalten, eine Genehmigung nur dann zu erteilen, 
wenn ,, überwiegende öffentliche Interessen, insbesondere im Hin- 
blick auf die Reinhaltung des Wassers, . . ., der Wahl des Standortes 
der Anlage nicht entgegenstehen.“ Auf entsprechende Rückfrage hat 
der für die Erteilung der atomrechtlichen Genehmigung zuständige 
Niedersächsische Sozialminister inzwischen hierzu folgendes mitge- 
teilt: 

,,Von seiten der atomrechtlichen Landesbehörden sind gemäß § 7 
Abs. 3 Atomgesetz u. a. auch die mit wasserrechtlichen Belangen 
beim Kernkraftwerk Grohnde befaßten Stellen beteiligt worden. 
Diese Stellen wurden gebeten zu prüfen, ob gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 5 
Atomgesetz (AlG) überwiegende öffentliche Interessen, insbesondere 
im Hinblick auf die Reinhaltung des Wassers, der Wahl des Standortes 
Grohnde nicht entgegenstehen und ob der Betrieb des Kernkraft- 
werkes am Standort Grohnde aus grundsätzlicher wasserrechtlicher 
Sicht unter Einhaltung der wasserrechtlichen Vorschriften und Richt- 
linien möglich ist. Beantragt ist, die Verlustwärme aus dem Kernkraft- 
werk je nach Wasserführung und Wassertemperatur der Weser entweder 
direkt in die Weser (Frischwasserkühlung) oder über Kühltürme abzu- 
geben. Bei extremen Vorflutbedingungen kann durch die vorgesehenen 
zwei Naß-Naturzugkühltürme auch ein geschlossener Kühlturmbetrieb 
ohne jegliche thermische Zusatzbelastung der Weser gefahren werden. 

Zuständige wasserrechtliche Erlaubnis- bzw. Bewilligungsbehörde ist 
der Regierungspräsident in Hannover. Dieser hat weitere Sachver- 
ständige u. a. zur Beurteilung der zusätzlichen thermischen Belastung, 
der hydrologischen und biochemischen Auswirkungen der Entnahme 
und Wiedereinleitung des Kühlwassers und der radioökologischen 
Probleme bei der Ableitung flüssiger radioaktiver Stoffe in die Weser 
eingeschaltet. Eine Grundlage der Beurteilung ist der Wärmelastplan 
Weser, der von der Arbeitsgemeinschaft der Länder zur Reinhaltung 
der Weser aufgestellt und im Jahr 1974 für verbindlich erklärt wurde. 
Im Wärmelastplan Weser ist der mit dem Betrieb des Kernkraftwerkes 
Grohnde beantragte Wärmeeintrag in die Weser unter Berücksichtigung 
eines erforderlichenfalls notwendigen Einsatzes der Kühltürme bereits 
enthalten. Bei der Prüfung wurde weiterhin die zum Teil erhebliche 
Vorbelastung der Weser z. B. mit Kaliendlauge berücksichtigt. 
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Unter Berücksichtigung der Aussagen der Fachbehörden und Sachver- 
ständigen sowie der zahlreichen im atomrechtlichen Genehmigungs- 
verfahren vorgebrachten Einwendungen hinsichtlich Gewässerschutz- 
belangen kommt der niedersächsische Minister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten als oberste wasserrechtliche Landesbehörde in 
Übereinstimmung mit dem Regierungspräsidenten in Hannover zu 
der Aussage, daß hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes grund- 
sätzliche Bedenken gegen die Errichtung und den Betrieb des Kern- 
kraftwerkes in Grohnde nicht bestehen. Dabei werden, vorbehaltlich 
weiterer Festlegungen im wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren, fol- 
gende Voraussetzungen genannt: 

,,1. Beschränkung der Kühlwasserentnahme aus der Weser in Ab- 
hängigkeit von der Wasserführung der Weser, 

2. Einhaltung einer maximalen Aufwärmespanne in der Weser von 
in der Regel 3 C gegenüber der Entnahmetemperatur, 

3. Einhaltung einer maximalen Mischwassertemperatur von 28 °C in 
der Weser, 

4. Einhaltung einer maximalen Kühlwassertemperatur von rd, 30 
am Einleitungsbauwerk, 

5. Wiedereinleitung des Kühlwassers mit einem Mindestsauerstoff- 
gehalt, der voraussichtlich auf einen Wert zwischen 4 und 6 mg 
pro Liter festzulegen sein wird, 

6. Verhinderung einer schädlichen chemischen Veränderung des 
Kühlwassers, d. h. keine Konditionierung des Kühlwassers, 

7. Einnaltung der zulässigen radioaktiven Dosiswerte an der Ein- 
leitungsstelle und nach der Vermischung im Gewässer, 

8. Durchführung der erforderlichen Beweissicherungs- und Kon- 
trollmaßnahmen.“ 

Durch die genannten Auflagen können grundsätzlich die Belange des 
Gewässerschutzes so gewahrt werden, daß sich die Gewässergüte der 
Weser durch die vorgesehene Benutzung nicht nachteilig verändert. 
Endgültige Festlegungen über die Benutzung bleiben dem wasserrecht- 
lichen Erlaubnisverfahren Vorbehalten. Der vorgesehenen Benutzung 
der Weser wird jedoch grundsätzlich von seiten der Wasserbehörden 
bereits jetzt zugestimmt, ohne daß es dazu eines Abschlusses des 
förmlichen wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens bedarf. 

Die endgültige Überprüfung der wasserrechtlichen Belange bleibt den 
erforderlichen förmlichen wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren 
Vorbehalten, die rechtzeitig vor Beginn der vom Antragsteller ange- 
strebten Benutzungen durchgeführt werden. Die wasserrechtlichen 
Erlaubnisanträge liegen vor. Die Bekanntmachung und öffentliche 
Anhörung sollen nach der atomrechtlichen Grundsatzentscheidung 
(1. TEG) Anfang 1976 erfolgen. ‘‘ 


34. 


Abgeordneter 

Pohlmann 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die auf der Sitzung der 
Kommission für Umweltfragen der Interparlamen- 
tarischen Arbeitsgemeinschaft vom 17. März 1975 
zum Ausdruck gekommenen Bedenken gegen den 
Bau weiterer Kernkraftwerke jedenfalls über einen 
bestimmten Zeitraum hinweg bekannt, und welche 
Konsequenzen ergeben sich aus den offensichtlich 
noch vorhandenen Ungewissheiten im Bereich der 
Strahlendosisbegrenzung, der Sicherstellung und 
Beseitigung von langlebigen radioaktiven Materialien 
aus Anlagen der Kernenergiewirtschaft und Kern- 
technik sowie der Reaktorsicherheit insbesondere 
im Bereich des Notkühlsystems auf die Genehmi- 
gungspraxis für die zur Zeit beantragten Kernkraft- 
werkprojekte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15. September 1975 

Die Bundesregierung ist bisher von der Interparlamentarischen Arbeits- 
gemeinschaft von derartigen Bedenken nicht in Kenntnis gesetzt wor- 
den. An den Sitzungen der Kommission für Umweltfragen der Inter- 
parlamentarischen Arbeitsgemeinschaft selbst ist die Bundesregierung 
nicht beteiligt; sie hat auch keinen Einblick in deren vertrauliche 
Sitzungsprotokolle. Sofern in der von Ihnen angesprochenen Sitzung 
am 17. März 1975 tatsächlich begründete Bedenken gegen den Bau 
weiterer Kernkraftwerke geäußert wurden, ist die Bundesregierung 
daran interessiert, diese zu erfahren, zu prüfen und dazu Stellung zu 
nehmen. 

Da die Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag am 21. März 
1975 zu zahlreichen Aspekten der friedlichen Kernenergienutzung 
eine Große Anfrage eingebracht haben (Drucksache 7/3410), geht die 
Bundesregierung davon aus, daß in die darin enthaltenen Fragen auch 
die Erörterungen in der Kommission für Umweltfragen eingeflossen 
sind. Die Große Anfrage ist in der Zwischenzeit von der Bundesregie- 
rung beantwortet (Drucksache 7/3871); u. a. ist darin auch zu den von 
Ihnen aufgezählten Sicherheits- und Strahlenschutzaspekten Stellung 
genommen. Die Bundesregierung nennt dort insbesondere die Bereiche, 
in denen im Zuge des wachsenden Ausbaus der Kernenergienutzung 
Sicherheits- und Strahlenschutzprobleme noch zu losen sind und wie 
dies geschehen soll. Sie vertritt, konkret auf Ihre Frage bezogen, die 
Überzeugung, daß die Erkenntnisse und die zu ihrer Umsetzung er- 
forderlichen Bestimmungen und Verfahren ausreichen, um Kernkraft- 
werke in der Bundesrepublik Deutschland errichten zu können. Die 
Bundesregierung ist sich dabei der potentiellen Gefahren der Kern- 
energie bewußt, warnt vor deren Unterschätzung und bekräftigt den 
Grundsatz, daß dem Schutz der Bevölkerung vor solchen Gefahren 
absoluter Vorrang vor wirtschaftlichen und energieversorgungspoli- 
tischen Zielen eingeräumt wird. 


Verspricht sich die Bundesregierung durch eine 
Zentralisierung und Koordinierung des Katastro- 
phenschutzes und Rettungsdienstes unter Einbe- 
ziehung der Kapazitäten der Bundeswehr eine 
Erhöhung der Effektivität aller Rettungsorgani- 
sationen, deren Notwendigkeit sich u. a. kürzlich 
bei der Brandbekämpfung in Niedersachsen beson- 
ders deutlich herausstellte, und beabsichtigt sie, 
die Bildung entsprechender Koordinierungsaus- 
schüsse auf Bundes- und Länderebene einzuleiten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 18. September 1975 

Zur Zeit wird in meinem Hause eine erste Ausweitung der Ergebnisse 
und Erfahrungen, die aus der Sicht des Bundes bei der Bekämpfung der 
Brandkatastrophe in Niedersachsen gewonnen wurden, durchgeführt. 
Vorbehaltlich einer noch vorzunehmenden umfassenden Analyse, in die 
auch die Ergebnisse der für den friedensmäßigen Katastrophenschutz 
und das Rettungswesen zuständigen Länder einzubeziehen wären, kann 
festgestellt werden, daß die Bekämpfung einer Katastrophe dieses 
ungewöhnlichen Ausmaßes besondere Anforderungen hinsichtlich 
der Koordinierung der Schadensbekämpfungsmaßnahmen und der 
einheitlichen Führung der Einsatzkräfte stellt. 

Bei der Bekämpfung der Brandkatastrophe in Niedersachsen sind An- 
fangsschwierigkeiten bei der überörtlichen Abstimmung der von den 
Kreisen im Rahmen ihrer Zuständigkeit durchgeführten Maßnahmen 
aufge treten. Es hat sich gezeigt, daß bei Katastrophen, die sich über den 
Bereich mehrerer Gebietskörperschaften erstrecken, insoweit ein erheb- 
liches Koordinierungsbedürfnis in bezug auf einen effizienten, flexiblen 
und schwerpunktorientierten Einsatz aller verfügbaren Hilfskräfte 
besteht. 


35. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 
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Die Bekämpfung einer Großkatastrophe, bei der, wie im Falle Nieder- 
sachsen, weit mehr als 10 000 Helfer zum Einsatz kommen, stellt 
außerdem bestimmte Anforderungen an die Führung der Einsatz- 
kräfte. Eine Zusammenfassung von Hilfskräften zu größeren Einheiten, 
die verbandsmäßig geführt werden, ermöglicht einen schnellen und 
konzentrierten Einsatz an den Hauptbrennpunkten des Katastrophen- 
gebietes. Der Einsatz der Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes hat 
die Wirksamkeit und damit auch die Notwendigkeit der verbandsmäßi- 
gen Führung von Katastrophenschutzeinheiten, die auch überörtlich 
einsetzbar sind, deutlich gemacht. 

Bei der Führung des Katastrophenschutzes auf Kreisebene ist von der 
Überlegung auszugehen, daß der Hauptverwaltungsbeamte wegen der 
Fülle seiner sonstigen Aufgaben oft nicht in der Lage sein wird, sich als 
Führungskraft und Spezialist auf dem Gebiete des Katastrophen- 
schutzes ausbilden zu lassen, um im Katastrophenfall die Einsatz- 
kräfte auf Kreisebene zu führen und bei der überörtlichen Koordinie- 
rung mitzuwirken. Hieraus folgt, daß ein Bedarf an qualifizierten 
Führungskräften des Hauptverwaltungsbeamten besteht, um einen 
wirksamen Einsatz der Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen- 
schutzes zu gewährleisten. 

Der derzeitige Auswertungsstand bestätigt insoweit die in Ihrer Frage 
zum Ausdruck kommende Auffassung, daß in Großschadensfällen und 
von dem Ausmaß der Brandkatastrophe in Niedersachsen über die 
bisherigen Vorkehrungen hinaus ein zusätzliches Bedürfnis nach Koordi- 
nierung der Schadensbekämpfungsmaßnahmen sowie an zentraler 
verbandsmäßiger Führung der Einsatzkräfte vorhanden ist. Dieses 
Probier^ muß ebenso wie die Frage der zweckmäßigen Ausrüstung 
insbesondere mit den zuständigen Stellen der Länder eingehend erörtert 
werden. Dafür wird bereits die nächste Innenministerkonferenz am 
19. September 1975 eine erste Gelegenheit bieten. 


36. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Trifft es zu, daß bei einer Koordinierung und 
Zentralisierung des Einsatzes von Rettungshub- 
schraubern der Bundeswehr eine geringe Zahl von 
Bundeswehrhubschraubern ausreicht, um ohne 
weitere Kosten unter Einbeziehung der vorge- 
schriebenen Flugstunden den Rettungsdienst durch 
Hubschrauber im gesamten Bundesgebiet zu über- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 18. September 1975 

Der Rettungsdienst durch Hubschrauber ist ergänzender Bestandteil 
des einheitlichen bodengebundenen Rettungsdienstes, für den die 
Länder nach Artikel 70 Abs. 1 GG grundsätzlich zuständig sind. 

Ohne die Zuständigkeit der Länder zu beeinträchtigen, gab das Gesetz 
über die Erweiterung des Katastrophenschutzes vom 9. Juli 1968 
— KatSG — (Bundesgesetzbl. I S. 776) dem Bund die Möglichkeit, 
Hubschrauber als zusätzliche Ausrüstung zur Hilfeleistung im Ver- 
teidigungsfall zu beschaffen und sie wie das gesamte Bundespotential 
des Katastrophenschutzes nach dem Konzept des Gesetzes den Län- 
dern und Kommunen auch für Einsätze bei Unglücksfällen und Ka- 
tastrophen im Frieden und darüber hinaus für den täglichen Rettungs- 
dienst nach Maßgabe der jeweiligen Rettungsdienstgesetze der Länder 
zur Verfügung zu stellen. 

Der Bundesminister des Innern hat 1973 nach Abschluß einer Modell- 
erprobung der Hubschrauber im Katastrophenschutz und Rettungs- 
dienst nach einer mit den Ländern abgestimmten Stationierungspla- 
nung mit dem Aufbau eines das gesamte Bundesgebiet abdeckenden 
Netzes von 18 Hubschrauberrettungsstationen mit einem Einsatzra- 
dius von 50 km bis 70 km begonnen. Zur Zeit sind neun Stationen mit 
insgesamt 12 Maschinen in Bremen, Hannover, Kassel, Lünen, Duis- 
burg, Köln, Frankfurt, Ludwigshafen und München eingerichtet. Noch 
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in diesem Jahr werden zwei weitere Stationen in Wittlich und Villingen/ 
Schwenningen in Dienst gestellt. Im Rahmen der zur Verfügung stehen- 
den Haushaltsmittel beabsichtigt der Bundesminister des Innern, den 
Hubschrauberrettungsdienst bis Ende 1976 beschleunigt auszubauen. 
Hierbei werden die von der Bundeswehr in Hamburg, Ulm, Koblenz, 
Würselen b. Aachen und Nürnberg ständig eingesetzten Rettungshub- 
schrauber der Bundeswehr sowie die Rettungsstationen der Deutschen 
Rettungsflugwacht e. V. in Stuttgart berücksichtigt. 

Die aus Mitteln der zivilen Verteidigung beschafften Hubschrauber 
des Katastrophenschutzes werden aus wirtschaftlichen Gründen von 
Piloten und Bordwarten des Bundesgrenzschutzes geflogen und gewar- 
tet. Der Bundesgrenzschutz stellt darüber hinaus bei den wartungs- 
bedingten Standzeiten der Rettungshubschrauber in erheblichem 
Umfang Springermaschinen zur Verfügung. 

Wegen der Zuständigkeit der Länder für den einheitlichen zivilen 
Rettungsdienst ist eine Zentralisierung auf Bundesebene auch für den 
Bereich des integrierten ergänzenden Bestandteils der Luftrettung 
nicht möglich. Nach zwingendem Finanzverfassungs- und Haushalts- 
recht kann der Bund darüber hinaus lieht unentgeltlich im zivilen 
Rettungsdienst tätig werden. Die mit dem Einsatz der Rettungshub- 
schrauber des Bundes verbundenen Aufwendungen müssen von den 
Trägern des zivilen Rettungswesens erstattet werden. Für den Bereich 
der Bundeswehr gilt dies unbeschadet der Tatsache, daß zur Aus- und 
Weiterbildung des Flugpersonals die Ableistung bestimmter Flugstun- 
den vorgeschrieben ist. 


37. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie sind die statistischen Erhebungen und deren 
Auswertungen über Reisen von Bürgern der Bundes- 
republik Deutschland in die DDR, zu Tagesaufent- 
halten in die DDR, auf den Transitwegen durch die 
DDR nach Berlin oder im Transit durch die DDR 
in andere Staaten und über Reisen von Bürgern der 
DDR in die Bundesrepublik Deutschland organi- 
siert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 16. September 1975 

Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
betrauten Stellen an der Grenze zur DDR erfassen die Reisenden zah- 
lenmäßig bei der Einreise und bei der Ausreise, und zwar in folgender 
Aufschlüsselung: 

Reisende mit Reisepaß der Bundesrepublik Deutschland 
Reisende mit Berliner behelfsmäßigem Personalausweis 
Reisende mit Ausweis der DDR 
Ausländer 

Reisende, bei denen die Staatsangehörigkeit nicht festgestellt ist. 

Bei Reisenden mit Reisepaß der Bundesrepublik Deutschland wird bei 
der Ausreise zusätzlich unterschieden nach 

Reisenden nach Berlin (West) sowie 
Reisenden in die DDR 

und im zuletzt genannten Fall nochmals nach Reisenden im grenz- 
nahen Verkehr und anderen Reisenden. 

Nicht gesondert erfaßt werden Reisende mit Reisepaß der Bundes- 
republik Deutschland, die im Transit durch die DDR in andere Staaten 
reisen. Dieser Verkehr ist in den Zahlen über nicht grenznahe Reisen 
in die DDR mitenthalten. 

Daneben erhalten die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs betrauten Stellen auf den Flughäfen in der 
Bundesrepublik Deutschland von den Fluggesellschaften, die den 
Flugverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 
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(West) abwickeln, die Zahlen über die oeförderten Flugreisenden auf 
den Strecken nach Berlin (West), allerdings ohne besondere Auf- 
schlüsselung nach Deutschen und Ausländern. 

Die zahlenmäßige Erfassung der Reisenden durch die örtlichen Dienst- 
stellen an der Grenze zur DDR erfolgt auf Grund einer Einsichtnahme 
in die Grenzübertrittspapiere und einer Befragung der Reisenden. 

Die Zahl der Reisenden wird von den örtlichen Dienststellen in der 
beschriebenen Aufschlüsselung täglich in einem Tagesabschluß fest- 
gehalten. Jeweils zum Monatsende melden diese Stellen die Gesamt- 
zahlen für den abgelaufenen Monat der Grenzschutzdirektion, die sie 
für das gesamte Bundesgebiet zusammenstellt und dem Bundesminister 
des Innern vorlegt. Diese Monatsberichte erhalten ferner der Bundes- 
minister für innerdeutsche Beziehungen, der Bundesminister für Ver- 
kehr und das Statistische Bundesamt, 

Der Reiseverkehr zwischen Berlin und dem übrigen Bundesgebiet wird 
auch von Berliner Stellen nach besonderen Gesichtspunkten durch 
eigene Erhebungen statistisch erfaßt. Künftig werden dem Senat von 
Berlin jedoch die Monatsberichte der Grenzschutzdirektion zur Ver- 
fügung gestellt werden. Das Land Berlin wird damit in die Lage versetzt, 
zumindest teilweise auf eigene Erhebungen zu verzichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. Abgeordneter 
Dr. Ritz 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, für die 
in Niedersachsen von der Brandkatastrophe schwer 
betroffenen Gebiete schnell und unbürokratisch 
finanzielle Hilfen zu leisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 30. September 1975 

Die Abwehr von Katastrophen und die Beseitigung ihrer Folgen sind 
nach den Artikeln 30 und 104 a des Grundgesetzes Aufgaben der Länder. 
Eine finanzielle Hilfeleistung anläßlich der im August dieses Jahres in 
Niedersachsen entstandenen Waldbrandschäden fällt somit nicht in die 
Zuständigkeit des Bundes. Die Bundesregierung sieht daher keine 
Möglichkeit für direkte Hilfeleistungen an Waldbesitzer, die ihre Wald- 
bestände nicht oder nicht ausreichend gegen Waidbrand versichert 
hatten. 

Für steuerliche Maßnahmen aus Anlaß der Brandkatastrophe ist in 
erster Linie der Niedersächsische Minister der Finanzen zuständig. 
Dieser hat bereits Mitte August 1975 als erste Hilfsmaßnahme für die 
in Liquiditätsschwierigkeiten geratenen Brandgeschädigten eine groß- 
zügige Stundungsregeiung getroffen, den befristeten Verzicht auf 
Beitreibungsmaßnahmen und auf die Erhebung von Säumniszuschlägen 
angeordnet und einen vereinfachten Nachweis für Spenden zur Linde- 
rung der Katastrophenfolgen zugelassen. Der Bundesminister der 
Finanzen hat dem Niedersächsischen Minister der Finanzen bereits 
unmittelbar nach der Brandkatastrophe seine Zustimmung hierzu 
erteilt. 


39. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die Schäden in 
den niedersächsischen Privatwaldungen zu mildern 
bzw. zu beseitigen'^ 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 1. Oktober 1975 

Die Abwehr von Katastrophen und die Beseitigung ihrer Folgen sind 
nach den Artikeln 30 und 1 04 a des Grundgesetzes Aufgaben der Länder. 
Eine finanzielle Hilfeleistung anläßlich der im August dieses Jahres in 
Niedersachsen entstandenen Waldbrandschäden fällt somit nicht in die 
Zuständigkeit des Bundes. Die Bundesregierung sieht daher keine 
Möglichkeit für direkte Hilfeleistungen an Waldbesitzer, die ihre Wald- 
bestände nicht oder nicht ausreichend gegen Waldbrand versichert 
hatten. 

Für steuerliche Maßnahmen aus Anlaß der Brandkatastrophe ist in 
erster Linie der Niedersächsische Minister der Finanzen zuständig. 
Dieser hat bereits Mitte August 1975 als erste Hilfsmaßnahme für die 
in Liquiditätsschwierigkeiten geratenen Brandgeschädigten eine groß- 
zügige Stundungsregelung getroffen, den befristeten Verzicht auf 
Beitreibungsmaßnahmen und auf die Erhebung von Säumniszuschlägen 
angeordnet und einen vereinfachten Nachweis für Spenden zur Linde- 
rung der Katastrophenfolgen zugelassen. Der Bundesminister der 
Finanzen hat dem Niedersächsischen Minister der Finanzen bereits 
unmittelbar nach der Brandkatastrophe seine Zustimmung hierzu 
erteilt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in verschie- 
denen Ferienzentren durch eine erhebliche Unter- 
besetzung mit Lebensmittelgeschäften extrem hohe 
Verbraucherpreise zu verzeichnen sind wie z. B. in 
Damp 2000, wo für ca. 12 000 Urlauber ein ein- 
ziges Lebensmittelgeschäft besteht, und sieht die 
Bundesregierung im Rahmen ihrer fremdenverkehrs- 
politischen Konzeption auch auf diesem Sektor eine 
Möglichkeit, z. B. über die ,, Gemeinschaftsauf gäbe 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
auf eine bessere Berücksichtigung berechtigter 
Verbraucherinteressen hinzuwirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. September 1975 

Die Versorgung der Urlauber in großen Ferienzentren, die, wie bei- 
spielsweise Damp 2000, über 7000 Urlauber gleichzeitig in der Hoch- 
saison aufnehmen können, wirft zweifellos von der Kapazität der dort 
angesiedelten Einzelhandelsgeschäfte her Schwierigkeiten auf. Bei einer 
vollen Belegung eines dolchen Ferienzentrums treten leicht einmal 
Engpässe auf. 

Für die Einzelhandelsgeschäfte in diesen Ferienzentren konzentriert 
sich das Geschäft fast ausschließlich auf die Sommersaison von Mitte 
Juni bis Mitte September. In den übrigen Monaten geht der Umsatz 
scharf zurück und erreicht in manchen Monaten kaum 1 0 % des Durch- 
schnittsumsatzes der Sommermonate. 

Diesen sonst im Einzelhandel ungewöhnlich starken Saisonschwan- 
kungen können die Einzelhandelsgeschäfte in den Ferienzentren nur 
mit Mühe gerecht werden. Einerseits können die Verkaufsflächen und 
Sortimente nicht je nach saisonaler Inanspruchnahme variiert werden, 
sondern müssen über das ganze Jahr angemietet und unterhalten wer- 
den. Zum anderen muß ein kundiger Personalstamm ganzjährig be- 
schäftigt, daneben aber in der Hauptsaison mit relativ teuren Aus- 
hilf kräften gearbeitet werden. Beides geht zwangsläufig in die Preis- 
kalkulation der Einzelhandelsgeschäfte in den Ferienzentren ein und 
wird sicherlich bei dem von Ihnen erwähnten Lebensmittelgeschäft 
im Ferienzentrum Damp 2000 bei Preisvergleichen deutlich erkennbar. 


40. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


23 



Drucksadle 7/4130 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Auch der zwangsläufig geringere Lagerumschlag erhöht die Kosten und 
muß über die Preisstellung abgedeckt werden. 

Die geschilderte Situation bietet in der Regel auch keine hinreichende 
Existenzbasis für mehrere Lebensmittelgeschäfte in demselben Ferien- 
zentrum, obwohl das aus Wettbewerbsgründen zweifellos wünschens- 
wert wäre. Die Bundesregierung hat deshalb auch keine Möglichkeit, 
ihrerseits darauf hinzuwirken, daß über mehr Wettbewerb an solchen 
Plätzen ein stärkerer Druck auf die Preisstruktur der Einzelhandels- 
geschäfte ausgeübt wird. 

Mittel der Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ können ihrer Zweckbestimmung nach nicht zur 
Errichtung von Einzelhandelsgeschäften herangezogen werden. Selbst 
wenn andere Mittel zur Verfügung stehen würden, erscheint es frag- 
lich, ob die oben skizzierten geringen Rentabilitätsaussichten dazu 
führen, daß sich interessierte Einzelhändler finden. Im übrigen könnten 
Nachwuchskräfte des Einzelhandels auch Förderungsmittel der ERP- 
Programme für die Ansiedlung mittelständischer Unternehmen in 
Anspruch nehmen. Ebenso kämen auch die Mittelstandskredite des 
Sonderprogramms der Kreditanstalt für Wiederaufbau in Betracht. 


4l . Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung neueste aufgeschlüsselte 
Kostenberechnungen für die Stromerzeugung aus 
Kernkraftwerken im Vergleich zu den anderen 
Primärenergieträgern vor, und welche Einflüsse auf 
den Strompreis aus Kernenergie ergeben sich aus 
angenommenen Kostensteigerungen in den einzel- 
nen Bereichen wie z. B. Brennstoffkreislauf und 
„physical protection“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. September 1975 


Der Bundesregierung liegt die Programmstudie Sekundärenergiesyste- 
me *) mit neueren aufgeschlüsselten Kostenberechnungen für die 
Stromerzeugung aus Kernkraftwerken im Vergleich zu anderen Kraft- 
werken vor. Besonders wichtig ist dabei der Vergleich des Leicht- 
wasserkernkraftwerkes mit dem Steinkohlenkraftwerk. Braunkohle-, 
Öl- und Gaskraftwerke spielen zwar für die Stromversorgung ebenfalls 
eine wichtige Rolle, sind aber angesichts der kaum noch steigerungs- 
fähigen Braunkohlenproduktion und der energiepolitischen Zielsetzung, 
den Anteil der Kohlenwasserstoffe an der Stromerzeugung zu be- 
schränken, für die Zukunft weniger relevant als die Steinkohlenkraft- 
werke. 

Die Preisangaben der Studie beziehen sich auf Mitte 1974, wobei die 
Förderungsmaßnahmen nach den Verstromungsgesetzen (Investi- 
tionszuschuß 150 DM/kw u. a.) sowie die Kosten für die Rauchgas- 
entschwefelung bei den Steinkohlenkraftwerken unberücksichtigt 
geblieben sind. Diese Festlegung hat den Vorteil, nachprüfbare gleich- 
wertige Tatbestände miteinander zu vergleichen und nicht nur auf 
Schätzungen zu basieren. 

Die Studie macht deutlich, daß sich die Kosten der Stromerzeugung 
aus Kernkraft einerseits und aus Steinkohle andererseits grundsätzlich 
in ihrer Struktur unterscheiden. Beim Kernkraftwerk entfallen auf die , 
festen Kosten, bedingt durch die hohen Investitionskosten im Grund- 
lastbetrieb, 70 % bis 80 %, auf die Brennstoffkosten nur 20 % bis 30 %. 


*) Herausgeber BMFT : „Einsatzmöglichkeiten neuer Energiesysteme, Programm- 
studie - Sekundärenergiesystem“ - Bonn, 1975; Teil I S. 153 ff.; bearbeitet 
von der Programmgruppe Systemforschung und Technologische Entwicklung 
KFA Jülich in Zusammenarbeit mit Bonnen berg & Drescher, Ingenieurge- 
sellschaft mbH. 
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Der Kostenanteil für Natururan und Anreicherung, also den Positionen, 
die vom Weltmarktpreis abhängig sind, ist sogar noch kleiner. Ent- 
gegengesetzt sieht die Kostenstruktur des Steinkohlenkraftwerkes 
aus. Bei Grundlast betragen die festen Kosten dort nur etwa ein Drittel 
gegenüber zwei Dritteln Brennstoffkosten. Eine Verteuerung der 
Brennstoffkosten wirkt sich daher beim Kernkraftwerk erheblich ge- 
ringer auf den Strompreis aus als eine Kohlepreissteigerung bei Stein- 
kohlenkraftwerken, 

Daraus ergibt sich eine klare Arbeitsteilung: Kernkraftwerke für Grund- 
last, Steinkohlenkraftwerke für Mittel- und Spitzenlast. Gleichwohl 
wird aus Gründen der Vergleichbarkeit der Stromerzeugungskosten 
auch beim Steinkohlenkraftwerk ein Grundlastbetrieb (7000 Stunden) 
unterstellt. In diesem Bereich kommen die Berechnungen der Studie 
zu dem Ergebnis, daß die Stromerzeugungskosten bei Kernenergie 
ca. 4 Pfg/kWh und bei Steinkohle ca. 7 Pfg/kWh betragen. 


Die einzelnen Kostenfaktoren verhalten sich dabei zueinander wie 
folgt: 



Stromerzeugungskosten 
in Pfg/kWh (7000 h/a) 


Steinkohle- 

kraftwerk 

Kern- 

kraftwerk 

Kraftwerkskosten 
(Bau und Betrieb) 

2,4 

2,85 

Brennstoffkosten 
(einschließlich Transport, 
Zwischenlagerung, 

Wiederaufarbeitung, Rezyklierung 
von Pu und U sowie Endlagerung 
der Abfälle) 

4,5 

0,9 

Stillegung und Beseitigung 
des Kernkraftwerkes 

- 

0,2 

Bewachung des Kernkraftwerkes 


0,03 


Die Kosten des Brennstoffkreislaufs für Kernkraftwerke sind dabei 
wie folgt kalkuliert: Natururan 17 $/lb, Anreicherung 60 $/kg UTA, 
Brennelementfabrikation 100 $/kg, Wiederaufarbeitung, Zwischen- 
lagerungen, Transport und Endlagerung 200 $/kg, Gutschrift für Rezy- 
klierung 34 $/lb. 

Auch oberhalb des Grundlastbereichs, in dem Kernkraftwerke heute 
ausschließlich gefahren werden, liegen die Stromerzeugungskosten 
aus Steinkohle bis weit in den Bereich der Mittellast hinein höher. 

Wegen der geringen Abhängigkeit der Stromerzeugungskosten aus 
Kernenergie von der Entwicklung der Brennstoffkosten und der er- 
heblichen Lohnkostenbelastung der Kohle wird sich der Kostenvor- 
sprung der Kernenergie auch bei stärkeren Preissteigerungen in den 
kommenden Jahren nicht grundlegend verändern. 


42. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


ln welcher Form wird die Bundesregierung die Fest- 
stellung des Prognos-Gutachtens über die weitere 
Entwicklung der Automobilindustrie, das auf Ver- 
anlassung der hessischen Landesregierung erstellt 
wurde, in ihre wirtschaftspolitischen Überlegungen 
einbeziehen, und wie kann Städten mit solchen 
Wirtschaftszweigen bezüglich ihrer Monostruktur 
langfristig durch Steuerungsmaßnahmen geholfen 
werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 4. September 1975 

Das von der Hessischen Kommission für Auswirkungen des technischen 
Wandels bei der Prognos AG in Auftrag gegebene und inzwischen fertig- 
gestellte Gutachten über die weitere Entwicklung der Automobil- 
industrie liegt nach Mitteilung des Hessischen Ministers für Wirtschaft 
und Verkehr bisher nur in wenigen Exemplaren beim federführenden 
Sozialministerium vor. Etwa Anfang September 1975 sollen auch die 
anderen interessierten Ministerien Abdrucke erhalten. Auf Grund der 
mir bisher lediglich zur Verfügung stehenden Kurzanalyse des Gut- 
achtens möchte ich eine Beurteilung noch nicht vornehmen. 

Es ist sichergestellt, daß die zuständigen Referate des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft das Prognos-Gutachten sorgfältig prüfen und das 
Ergebnis dieser Prüfung in die eigenen Überlegungen einbeziehen 
werden. Wie Sie wissen, ist im Bundeswirtschaftsministerium bereits 
im Juni 1974 eine Studie über die Automobilindustrie fertiggestellt 
worden. Diese Arbeit soll in nächster Zeit auf den neuesten Stand 
gebracht werden. Dabei werden die inzwischen von anderen Stellen 
gefertigten Gutachten natürlich mit in Betracht gezogen. 

Zu der von Ihnen angeschnittenen Frage des Abbaues von Monostruk- 
turen ist zu sagen: 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur“ sieht ein Eingreifen mit regionalpolitischen 
Instrumenten auch in Gebieten vor, in denen Wirtschaftszweige vor- 
herrschen, die vom Strukturwandel in einer Weise betroffen oder be- 
droht sind, daß negative Rückwirkungen auf die Region in erheb- 
lichem Umfang eingetreten oder absehbar sind. Dementsprechend 
wurden der Neuabgrenzung der Fördergebiete im Jahr 1974 u. a. mittel- 
fristig prognostizierte regionale Arbeitsplatzdefizite zugrunde gelegt, 
in denen negative Entwicklungen wirtschaftlicher Monostrukturen 
sichtbar werden und die zu einer Aufnahme in den Kreis der Förder- 
gebiete führen können. Kommt es überraschend zu kurzfristigen erheb- 
lichen Beschäftigungseinbrüchen, besteht im Rahmen dieser Gemein- 
schaftsaufgabe die Möglichkeit, ein befristetes Sonderprogramm aufzu- 
stellen. Als Beispiel ist das am 2. Mai 1975 vom Planungsausschuß 
dieser Gemeinschaftsaufgabe beschlossene Sonderprogramm zu nennen, 
mit dem über einen Zeitraum von drei Jahren neue Arbeitsplätze in 
denjenigen Standorten der Volkswagenwerk AG geschaffen werden 
sollen, die von der vom Unternehmen beschlossenen Personalverminde- 
rung besonders betroffen sind. Schließlich ist darauf zu verweisen, daß 
die regionale Wirtschaftspolitik sich für die monostrukturierten Förder- 
gebiete das Ziel gesetzt hat, Betriebe anderer Branchen zur Ansiedlung 
zu bewegen und Erweiterungen der in der Region dominierenden 
Branche nicht zu fördern, um so mittelfristig einen Abbau der Mono- 
struktur zu erreichen. 


Geschäftsbereich desBundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 

43. Abgeordneter ln welchem Umfang ist bisher den Arbeitnehmern 
Wendt Konkursausfallgeld zugutegekommen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 3. September 1975 

In der Zeit seit dem Inkrafttreten der Vorschriften über die Gewährung 
von Konkursausfallgeld am 20. Juli 1974 bis zum 31. Juli 1975 haben 
insgesamt über 100 000 Arbeitnehmer Anträge auf Konkursausfall- 
geld gestellt. Im selben Zeitraum wurde Konkursausfallgeld (ein- 
schließlich der Berlinzulage) in Höhe von insgesamt 136 Millionen DM 
an Arbeitnehmer ausgezahlt. 
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44. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Wie würde sich die im Entwurf für das Kran- 
kenversicherungs-Weiterentwicklungsgesetz (Druck- 
sache 7/3336) vorgesehene Neuverteilung der Auf- 
bringung der Mittel zur Finanzierung der Kranken- 
versicherung der Rentner zwischen Kranken- und 
Rentenversicherung auf die Entwicklung der Höhe 
der Beitragszuschüsse für solche Rentner auswirken, 
die sich von der Krankenversicherungspflicht der 
Rentner haben befreien lassen bzw. sich künftig 
befreien lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Der Beitragszuschuß gemäß § 381 Abs. 4 RVO für Rentner, die sich von 
der Krankenversicherungspflicht der Rentner haben befreien lassen, 
beträgt seit dem 1. Juli 1975 1 15 DM. Die Höhe dieses Zuschusses im 
Jahr 1976 unter Zugrundelegung des Entwurfes eines Krankenver- 
sicherungs-Weiterentwicklungsgesetzes (Drucksache 7/3336) läßt sich 
derzeit nicht genau angeben, da nach dem Gesetzentwurf die Höhe der 
Beiträge der Rentenversicherung zur Rentnerkrankenversicherung maß- 
geblich auch von einer Rechtsverordnung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung abhängt. 


45. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die in der DDR erworbenen Renten- 
ansprüche (unter Zugrundelegung durchschnittlicher 
Renten und durchschnittlicher Lebenserwartung) 
derjenigen ehemaligen Bürger der DDR, die nach 
Erreichung des Rentenalters seit dem 13. August 
1961 mit Genehmigung der DDR-Behörden in die 
Bundesrepublik Deutschland umsiedeln durften 
und die diese Rentenansprüche gegenüber der DDR 
nicht realisieren können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. September 1975 

Die Ausgaben für Versicherten- und Witwenrenten, die die Deutsche 
Demokratische Republik für in die Bundesrepublik Deutschland seit 
1962 legal übergesiedelte Rentner bis heute hätte aufbringen müssen, 
werden auf rund 2,3 Milliarden Mark (Ost) geschätzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


46. Abgeordneter Welche Zuwendungen bekommen im Vergleich 
Dr. Schweitzer einerseits die als Wehrpflichtige dienenden und 
(SPD) andererseits die einen Zivildienst ableistenden 

Bürger der Bundesrepublik Deutschland im Hin- 
blick auf Sold, vorübergehende oder dauernde 
auswärtige Unterkunft sowie Tages- und Über- 
nachtungsgelder im Falle von Wochenendurlauben 
oder einer diesen gleichgestellten Abwesenheit 
vom Dienstort? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 22. September 1975 

Beide Gruppen von Dienstpflichtigen erhalten grundsätzlich die gleiche 
Abfindung. 
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Für Soldaten richtet sich die Gewährung der von Ihnen angesprochenen 
Leistungen nach dem Gesetz über die Geld- und Sachbezüge und die 
Heilfürsorge der Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst 
leisten (Wehrsoldgesetz). Danach bestimmt sich die Hohe des Wehr- 
soldes nach dem Dienstgrad. Für den untersten Mannschaftsdienst- 
grad beträgt der Wehrsold 5,50 DM, für den Gefreiten 7 DM und für 
den Obergefreiten 7,50 DM täglich. Die Beförderung zum Gefreiten 
ist nach einer Dienstzeit von 6 Monaten, die Beförderung zum Ober- 
gefreiten nach einer Dienstzeit von einem Jahr zulässig. 

Die Unterkunft wird den Soldaten unentgeltlich bereitgestellt. Sie 
sind verpflichtet, diese in Anspruch zu nehmen. Ein Entgelt für die 
Inanspruchnahme einer anderen Unterkunft wird nicht gezahlt. Bei 
Wochenendurlaub oder Dienstbefreiung wird der einfache Satz des 
Verpflegungsgeldes (z. Z. 3,60 DM), für die Dauer des Erholungs- 
urlaubs der zweifache Satz des Verpflegungsgeldes ausgezahlt. 

Auf Zivildienstleistende finden in Fragen der Geld- und Sachbezüge 
die Vorschriften für Wehrdienstleistende entsprechende Anwendung. 
Danach bestimmt sich die Höhe des Soldes der Zivildienstleistenden 
nach der Dauer der abgeleisteten Dienstzeit. Während der ersten sechs 
Monate wird der Sold in Höhe von 5,50 DM gezahlt. Nach einer Dienst- 
zeit von sechs Monaten kann der Sold in Höhe von 7 DM und nach 
einer Dienstzeit von zwölf Monaten der Sold in Höhe von 7,50 DM 
gewährt werden. Die für die Höhe des Soldes maßgebende Dienst- 
zeit entspricht somit den Mindestbeförderungszeiten bei Soldaten. 

Der überwiegende Teil der Zivildienstleistenden wohnt auf Grund 
dienstlicher Anordnung in einer unentgeltlich bereitgestellten dienst- 
lichen Unterkunft und nimmt an einer Gemeinschaftsverpflegung 
teil. Bei Wochenendurlaub und Dienstbefreiung erhalten die Zivil- 
dienstleistenden wie Soldaten ein tägliches Verpflegungsgeld von 
zur Zeit 3,60 DM; bei Erholungsurlaub verdoppelt sich dieser Betrag. 

Um die Zahl der Zivildienstplätze zu erhöhen und um die Betreuung 
Schwerstbehinderter oder sonst hilfsbedürftiger Einzelpersonen durch 
Zivildienstleistende zu ermöglichen, kann Dienstleistenden eine Unter- 
kunft auch in der elterlichen Wohnung, in der ehelichen Wohnung, in 
der eigenen Mietwohnung oder in Wohnungen, die die Dienststellen 
für die Zivildienstleistenden angemietet haben, zugewiesen werden. 
Da die Zivildienstleistenden in jedem Fall so zu stellen sind, wie sie 
stehen würden, wenn sie in einer unentgeltlich gewährten dienstlichen 
Unterkunft wohnen, hat die Beschäftigungsstelle die Miet- und Ver- 
brauchskosten (Strom, Wasser u. a.) für die Mietwohnung und für 
die Wohnung im Untermietverhältnis in der nachgewiesenen Höhe zu 
übernehmen, falls die Dienstleistenden nicht im Rahmen der Unter- 
haltssicherung dafür Leistungen erhalten. Für die Unterkunft in der 
elterlichen oder ehelichen Wohnung erhalten die Dienstleistenden 
jedoch keinen Ersatz, weil sie bei den Eltern unentgeltlich wohnen 
und die Ehefrau allgemeine Leistungen — mithin auch die Miete — nach 
dem Unterhaltssicherungsgesetz erhält. 

Kann der Zivildienstleistende nicht an einer Gemeinschaftsverpflegung 
teilnehmen und muß er sich deshalb selbst verpflegen, so erhält er eine 
Entschädigung in Höhe des Essensgeldes während des Erholungsurlaubs 
(7,20 DM täglich). Dieser Betrag ist erforderlich, um eine ausreichende 
Ernährung sicherzustellen. Die Entschädigung wird in diesen Fällen 
auch während der Wochenenden und der Feiertage gewährt. 


47. Abgeordneter 

MUz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Wald zwischen Bad Münster- 
eifel, Scheuren und Rheinbach-Kurtenberg eine 
Standortschießanlage der Bundeswehr errichtet 
wird, und wenn ja, steht dieses Vorhaben im Ein- 
klang mit Gesichtpunkten der Landesplanung, 
des Naturschutzes, der Forstwirtschaft, der Wasser- 
wirtschaft und des Lärmschutzes? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 2. Oktober 1975 

Die auf einem Vorschlag des Rhein-Sieg-Kreises beruhende Planung, 
bei Kurtenberg eine Standortschießanlage zu errichten, wurde aufge- 
geben. Die Landesregierung ist hiervon unterrichtet und wird das Ver- 
fahren nach dem Landbeschaffungsgesetz für das o. g. Vorhaben ein- 
stellen lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


48. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine eigene 
Programmsendung für Gehörlose und Schwer- 
hörige allwöchentlich seit dem Frühjahr dieses 
Jahres vom dritten Programm des Bayerischen 
Rundfunks ausgestrahlt wird, und wie beurteilt die 
Bundesregierung diese Einrichtung, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, gegebe- 
nenfalls auf die übrigen Rundfunkanstalten einzu- 
wirken, um eine Übernahme dieser Sendung oder 
die Produktion von eigenen Sendungen dieser Art 
durch die Anstalten zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 11. September 1975 

Die Sendereihe ,, Hören statt Sehen“, die im dritten Programm des 
Bayerischen Rundfunks für Gehörlose und Hörgeschädigte ausgestrahlt 
wird, ist der Bundesregierung bekannt. Die Bundesregierung sieht 
diese Reihe als einen beachtenswerten Beitrag zur Eingliederung Hör- 
behinderter in die Gesellschaft an. Frau Bundesminister Dr. Focke hatte 
sich in einem Schreiben an die Intendanten beider Fernsehanstalten für 
die Einführung derartiger Spezialsendungen eingesetzt. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang auf meine Antwort vom 8. August 1974 auf 
eine entsprechende Anfrage des Herrn Abgeordneten Braun (Druck- 
sache 7/2494, S. 28) hinweisen. Für die Reihe ,, Hören statt Sehen“ 
hat Frau Bundesminister Dr. Focke kürzlich ein Interview gegeben, 
das demnächst ausgestrahlt werden soll. 

Der Norddeutsche Rundfunk, Radio Bremen und der Sender Freies 
Berlin werden die Fernsehreihe des Bayerischen Rundfunks ab 27. Sep- 
tember 1975 übernehmen. Mit einem weiteren Schreiben hat Frau 
Bundesminister Dr. Focke den derzeitigen Vorsitzenden der ARD, 
Herrn Prof. Dr. Bausch gebeten, sich dafür einzusetzen, daß auch die 
anderen Anstalten der ARD diese oder eine ähnliche Sendereihe ein- 
führen, um die Ausstrahlung eines Gehörlosen-Programms im ganzen 
Bundesgebiet zu gewährleisten. Auch der Intendant des ZDF, Herr 
Prof. Dr. Holzamer, ist nochmals in diesem Sinne gebeten worden. 

Die Bundesregierung hofft, daß den vorstehenden Anregungen ent- 
sprochen und damit ein weiterer Schritt bei der Integration dieser 
Behindertengruppe erreicht werden kann. 


49. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
V orberg 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung in Brüssel die fünf Mini- 
malforderungen unterstützen und durchsetzen, die 
der Fränkische Weinbauverband in Gesprächen bei 
der Europäischen Gemeinschaft geltend gemacht 
hat, nämlich der Name ,, Bocksbeutel“ sollte einzig 
den Qualitätsweinen bestimmter Anbaugebiete aus 
dem berechtigten Gebiet innerhalb der Bundes- 
republik Deutschland Vorbehalten bleiben, im Falle 
einer Gemeinschaftsregelung würden höchstens zwei 
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weitere Gebiete inner- und außerhalb der Gemein- 
schaft den Gemeinschaftsschutz für eine bocks- 
beutelgleiche oder -ähnliche Flasche zugestanden 
bekommen, der Gemeinschaftsschutz für ein reines 
Firmenerzeugnis scheidet aus, vielmehr wäre ein 
berechtigtes Gebiet eng und genauestens geo- 
graphisch abzugrenzen, analog dem bisherigen euro- 
päischen Recht auf dem Gebiet der Weinmarkt- 
ordnung ist die Festlegung bestimmer, ausschließlich 
zugelassener Rebsorten und Hektarhöchstbeträge 
sicherzustellen, bei den Erzeugnissen muß es sich 
um Weine gehobener Qualität handeln und dieser 
Nachweis muß kontrollierbar sein, zumal diese 
Forderungen auch nach Meldungen in der unter- 
fränkischen Presse - z. B. in der „Kitzinger Zeitung“ 
vom 22. August 1975 - in Brüssel akzeptiert 
worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 16. September 1975 

Die Haltung der Bundesregierung in der Frage des Schutzes der Bocks- 
beutelflasche für Qualitätsweine aus Franken und dem badischen 
Frankenland ist in den Antworten auf Ihre Anfragen in den Frage- 
stunden des Deutschen Bundestages vom 6./7. November 1974, vom 
15. /16. Januar 1975 und vom Monat Juli 1975 ausführlich erläutert 
worden. Sie hat sich seither nicht verändert. 

Der überarbeitete Entwurf einer Verordnung der Kommission über 
Durchführungsbestimmungen für die Bezeichnung und Aufmachung 
der Weine und der Traubenmoste vom 16. Juli 1975 zeigt, daß die 
Bemühungen der deutschen Delegation bei den Beratungen in der 
Gruppe der Regierungssachverständigen für Weinbaufragen der Kom- 
mission der EG nicht ohne Erfolg geblieben sind. Er sieht in Artikel 17 
Abs. 2 vor, daß die Flaschenform des Bocksbeutels für andere Qualitäts- 
weine bestimmter Anbaugebiete oder für eingeführte Qualitätsweine nur 
verwendet werden darf, sofern diese durch eine geographische Angabe 
bezeichnet werden und dem in Anhang V zu dieser Verordnung ent- 
haltenen Verzeichnis aufgeführt sind. 

Die Bundesregierung ist zuversichtlich, daß sich im Zuge der weiteren 
Beratungen dieser Vorschrift und der Kennzeichnungsvorschriften 
eine Lösung finden läßt, die den im Rahmen des Möglichen optimalen 
Schutz des Bocksbeutels gewährleistet. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 

50. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die Bundesbahndirek- 

Dr. Todenhöfer tion in Frankfurt/Main plant, 1977 den Personen- 

(CDU/CSU) verkehr auf den Strecken Pirmasens— Kaiserslautern 

und Zweibrücken— Landau einzuschränken oder auf- 
zugeben, und welche Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung gegebenenfalls zu ergreifen, um 
dies zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 10. September 1975 

Die von Ihnen angeführten Meldungen, die Deutsche Bundesbahn plane 
1977 den Personenverkehr auf den Strecken Pirmasens— Kaiserslautern 
und Zweibrücken— Landau aufzugeben, treffen nach Auskunft der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn nicht zu. Inwieweit sich 
Veränderungen im Zugangebot ergeben, hängt von der Verkehrsent- 
wicklung ab. Solche Anpassungsmaßnahmen liegen im Rahmen der 
Fahrplangestaltung in der alleinigen Zuständigkeit der Deutschen 
Bundesbahn. 


30 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4130 


5 1 . Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die vertraglich zu- 
gesicherten Ersatzmaßnahmen für den Wegfall 
des Saar-Pfalz-Kanals durchzuführen und verbind- 
lich ihre Bereitschaft zu erklären, mit dem Bau der 
Ersatzstraßen wie geplant 1977 zu beginnen und 
diese ohne zeitliche Verzögerung bis 1985 fertig- 
zustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. September 1975 

Die Durchführung von Ersatzmaßnahmen für den Wegfall des Saar- 
Pfalz-Kanals war im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten zugesagt 
worden. Welche Möglichkeiten angesichts der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung und der Haushaltssituation in den nächsten Jahren bestehen, 
wird z. Z. geprüft. 

Eine Entscheidung wird in Kürze getroffen. 


52. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung angesichts der kritischen 
Finanzlage der Deutschen Bundesbahn und der 
veränderten Erwartungen hinsichtlich der Ent- 
wicklung des Verkehrsaufkommens in den nächsten 
Jahrzehnten den Bau der Schnellbahntrasse Hanno- 
ver-Gemünden nach wie vor für finanzierbar und 
gesamtwirtschaftlich vertretbar, und wie sehen die 
konkreten Finanzierungspläne für dieses 7,5 Milliar- 
den DM Projekt aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 9. September 1975 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Deutsche Bundesbahn 
grundsätzlich die Investitionsprogramme im Schwerpunkt auf die 
Stärkung der Eigenwirtschaftlichkeit auszurichten hat. 

Wegen des erheblich geringeren Bevölkerungswachstums weist die vor 
kurzem vorgelegte Prognose ein langsameres Anwachsen des Verkehrs 
aus. Die Deutsche Bundesbahn aktualisiert daher z. Z. die Wirtschaft- 
lichkeitsberechnung für die Neubaustrecke Hannover— Würzburg. 


53. Abgeordneter 

Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, wonach der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen beabsichtigt, das 
Postamt V Neu-Ulm aufzulösen und dessen Auf- 
gabenbereich dem Postamt V Ulm zuzuordnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 15. September 1975 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen beabsichtigt, 
im Rahmen eines das gesamte Bundesgebiet umfassenden Rationali- 
sierungsvorhabens interne Verwaltungsaufgaben der Postämter Ulm 
und Neu-Ulm beim Postamt Ulm zusammenzufassen. Die Postver- 
sorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft wird von der vorgesehenen 
Maßnahme nicht berührt. Eine Auflösung des Postamts Neu-Ulm ist 
nicht vorgesehen. 


54. Abgeordneter Ist der Bundesminister für das Post- und Fern- 
Dr. Waigel meldewesen bereit, Gesichtpunkten der Landes-, 

(CDU/CSU) Kreis- und Gemeindegliederung innerhalb des 

bayerischen Teils der Region Donau-Iller Rechnung 
zu tragen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 15. September 1975 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen geht von dem 
Grundsatz aus, daß jede politisch selbständige kommunale Verwaltungs- 
einheit der untersten Stufe als einheitlicher Bereich für die Postver- 
sorgung zu behandeln ist. Dieser auch innerhalb des bayerischen Teils 
der Region Donau-Iller für den Postbetrieb geltende Grundsatz steht 
jedoch einer rationellen Zusammenfassung des internen Verwaltungs- 
dienstes über kommunale Grenzen sowie Landkreis- oder Landes- 
grenzen hinweg nicht entgegen. Für die Organisation des Verwaltungs- 
dienstes, der den Kundendienst nicht berührt, kann allein die Wirt- 
schaftlichkeit und Effektivität Richtschnur sein. 


55. Abgeordneter 

Vehar 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung bewogen, eine Ver- 
ordnung aus dem Jahr 1960, die den Taxifahrern 
die Unterhaltung mit ihren Fahrgästen verbietet, 
in einer neuen Verordnung ausdrücklich unverändert 
wieder gesetzlich zu verankern, und wäre es nicht 
richtiger gewesen, dieses Verbot aus dem Jahr 1960 
ersatzlos zu streichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1975 

Der Entwurf der neuen ,, Verordnung über den Betrieb von Kraft fahr- 
unternehmen im Personenverkehr“ ist unter Vorsitz des Bundesver- 
kehrsministeriums von einem aus Verkehrsfachleuten der Länder 
gebildeten Arbeitskreis vorbereitet und von den Verkehrsministerien 
der Länder gebilligt worden. Der Arbeitskreis und die Länderministe- 
rien entschieden sich aus Gründen der Verkehrssicherheit, auch künftig 
an dem Verbot für Taxifahrer und Fahrgäste festzuhalten, sich während 
der Fahrt zu unterhalten. Der Bundesrat hat nach eingehender Prüfung 
durch seine zuständigen Ausschüsse der Verordnung in der jetzigen 
Fassung einstimmig zugestimmt. 

Dessenungeachtet sollten alle am Zustandekommen der Verordnung 
Beteiligten für Kritik offen und bereit sein, Bestimmungen zu revidie- 
ren, wenn dies notwendig ist. Herr Bundesminister Gscheidle hat des- 
halb in einem Schreiben an die Länderverkehrsminister angeregt, die 
Verordnung auf der nächsten Länderverkehrsministerkonferenz zu 
überprüfen. 

56. Abgeordneter Wieviel Ausbildungsplätze — getrennt nach Post- 
Stücklen und Fernmeldebereich sowie Oberpostdirektionen - 

(CDU/CSU) stehen der Deutschen Bundespost zur Zeit zur Ver- 

fügung, und wie sind diese vorhandenen Lehr- 
stellen zur Zeit ausgelastet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 16. September 1975 

Die Berufsausbildung für die Fachrichtung P (Post) erfolgt nicht in 
Ausbildungsstätten mit bestimmten Kapazitäten, sondern - von den 
Lehrgängen und dem wöchentlichen berufsbegleitenden Unterricht 
abgesehen — an Arbeitsplätzen des Betriebs- und Verwaltungsdienstes. 
Deshalb gibt es keine kapazitätsbedingten Beschränkungen in der 
Berufsausbildung für die Fachrichtung P auf Grund einer bestimmten 
Anzahl von Ausbildungsplätzen. Die Zahl der Auszubildenden wird 
allein von dem Nachwuchsbedarf und dem Angebot an geeigneten 
Bewerbern bestimmt. 

Als Nachwuchskräfte für den einfachen und mittleren posttechnischen 
Dienst . stellt die Deutsche Bundespost Auszubildende im Elektro- 
mechaniker-Handwerk ein. Bei einer jährlichen Ausbildungskapazität 
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von gegenwärtig 213 Ausbildungsplätzen - von denen etwa 200 nach 
den allgemein gültigen Maßstäben als voll geeignet angesehen werden 
können — werden 1975 insgesamt 188 Auszubildende eingestellt. 
Aus den Einstellungsjahren 1973 und 1974 sind daneben 181 bzw. 
148 Auszubildende vorhanden. Die Aufteilung der Kapazitäten auf die 
einzelnen Oberpostdirektionen ist in Anlage 1 dargestellt. 

Im Fernmeldebereich ist für die Berufsausbildung im Fernmeldehand- 
werk insgesamt eine jährliche Ausbildungskapazität von 6001 Aus- 
bildungsplätzen vorhanden. Die Aufteilung der aus den Einstellungs- 
jahrgängen 1973, 1974 und 1975 vorhandenen Auszubildenden auf die 
einzelnen Oberpostdirektions-Bezirke ist aus der Anlage 2 ersichtlich. 
5800 dieser Ausbildungsplätze sind als voll geeignete Ausbildungs- 
plätze im Sinne des Berufsbildungsgesetzes anzusehen. Es befinden 
sich z. Z. 12 316 Auszubildende aus den drei Einstellungsjahrgängen 
bei der Deutschen Bundespost in der Berufsausbildung zum Fern- 
meldehandwerker. 

Die Ausnutzung der derzeitigen Ausbildungskapazität im Fernmelde- 
handwerk bezogen auf die drei vorhandenen Ausbildungsjahrgänge 
beträgt damit ca. 69 v. H.; im Elektromechaniker-Handwerk beträgt 
sie ca. 80 v. H. 

Die freien Ausbildungskapazitäten hat die Deutsche Bundespost ande- 
ren Ausbildungsträgern gegen Kostenerstattung zur vorübergehenden 
Benutzung angeboten. In einer ganzen Reihe von Fällen hat dieses 
Angebot bereits zu Vertragsabschlüssen geführt, und weitere Abschlüsse 
stehen bevor. Zur Zeit werden über 600 Ausbildungsplätze durch an- 
dere Ausbildungsträger für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen genutzt, 
die eine Dauer von vier Monaten bis zu drei Jahren haben. 


Anlage 1 

Übersicht über Ausbildungskapazitäten und vorhandene 
Auszubildende im Elektromechanikerhandwerk 

— Stand 1. September 1975 — 




jährliche 

vorhandene Auszubildende 

Auszubil- 

Lfd. Nr. 

LPD/OPD 

Ausbildungs- 

aus den Jahren 

dende 



kapazität 

1973 

1974 

1975 

insgesamt 
(Sp.4,5 U.6) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 

Bin 

14 

14 

10 

9 

33 

2 

Dtmd 

10 

2 

8 

8 

18 

3 

Dssd 

20 

11 

12 

19 

42 

4 

Ffm 

30 

33 

30 

25 

88 

5 

Hmb 

40 

21 

20 

20 

91 




10 

10 

10 


6 

Han 

12 

18 

12 

12 

42 

7 

Kln 

20 

19 

20 

14 

53 

8 

Kblz 

4 

4 

- 

8 

12 

9 

Mchn 

20 

20 

19 

20 

59 

10 

Nbg 

10 

10 

- 

10 

20 

11 

Rgsb 

10 

- 

- 

10 

10 

12 

Stgt 

15 

15 

7 

15 

37 

13 

Tbng 

8 

4 

— 

8 

12 



213 

181 

148 

188 

517 
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Anlage 2 

Übersicht über Ausbildungskapazitäten und vorhandene 
Auszubildende im Fernmeldehandwerk 

— Stand l. September 1975 — 




jährliche 

vorhandene Auszubildende 

Auszubil- 

Lfd. Nr. 

LPO/OPD 

Ausbildungs- 

aus den Jahren 

dende 



kapazität 

1973 

1974 

1975 

insgesamt 

(Sp.4,5u.6) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 

Bin 

220 

184 

166 

69 

419 

2 

Bswg 

156 

216 

180 

36 

432 

3 

Brm 

228 

294 

177 

60 

531 

4 

Dtmd 

319 

317 

197 

107 

621 

5 

Dssd 

497 

493 

342 

144 

979 

6 

Ffm 

660 

626 

400 

192 

1218 

7 

Frb 

230 

211 

122 

47 

380 

8 

Hmb 

364 

444 

345 

113 

902 

9 

Han 

250 

266 

243 

69 

578 

10 

Klrh 

235 

256 

118 

60 

434 

1 1 

Kiel 

204 

168 

123 

56 

347 

12 

Kblz 

118 

122 

88 

40 

250 

13 

Köln 

340 

412 

293 

117 

822 

14 

Mchn 

490 

473 

388 

141 

1002 

15 

Mstr 

300 

335 

196 

108 

649 

16 

Nst 

110 

128 

88 

44 

260 

17 

Nbg 

290 

347 

163 

86 

596 

18 

Rgsb 

145 

134 

102 

44 

270 

19 

Sbr 

65 

60 

40 

24 

124 

20 

Stgt 

520 

509 

377 

135 

1021 

21 

Tri 

36 

40 

21 

12 

73 

22 

Tbng 

224 

226 

118 

64 

408 



6001 

6261 

4287 

1768 

12316 


57. Abgeordneter 
Stücklen 
(CDU/CSU) 


Wie wird sich die Auslastung der vorhandenen Lehr- 
stellen in den nächsten zwölf Monaten voraussicht- 
lich weiterentwickeln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 16. September 1975 

Die Auslastung der vorhandenen Ausbildungsplätze richtet sich nach 
der Zahl der jährlich einzustellenden Auszubildenden. 

Wie viele Bewerber im Rechnungsjahr 1976 insgesamt und speziell 
in den einzelnen Oberpostdirektionen eingestellt werden können, 
wird die Deutsche Bundespost nach Abschluß umfangreicher Unter- 
suchungen im Rahmen der Personalplanung Anfang 1976 festlegen. 

Da die Deutsche Bundespost durch Gesetz und in ihrer Verantwortung 
gegenüber Parlament, Regierung und Öffentlichkeit zu wirtschaftlichem 
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Personaleinsatz verpflichtet ist, wird sie auch 1976 gezwungen sein, 
die Personalgewinnungsmaßnahmen dem rückläufigen Personalbedarf 
anzupassen. 

Die Deutsche Bundespost hat jedoch schon seit 1974 als Beitrag zur 
Sicherung eines hinreichenden Angebots an Ausbildungsplätzen den 
gesamten Nachwuchs tur den eintacnen und mittleren ternmelde- 
technischen Dienst selbst ausgebildet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


58. Abgeordneter Bis wann und mit weicher wesentlichen Zielsetzung 
Dr. Schneider beabsichtigt die Bundesregierung, das von ihr wie- 
(CDU/CSU) derholt angekündigte Wohnraummodernisierungsge- 

setz vorzulegen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 12. September 1975 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Modernisierung von 
Wohnungen wird zur Zeit mit den Bundesressorts in den letzten Ein- 
zelheiten abgestimmt. Er soll noch im September dem Kabinett zu- 
geleitet werden. 

Wie die Bezeichnung des Gesetzes deutlich macht, soll das Gesetz im 
wesentlichen ein Gesetz über die Förderung der Modernisierung sein. 
Sie hat das Ziel, die Versorgung breiter Schichten der Bevölkerung 
mit guten und preiswürdigen Wohnungen zu verbessern. 


59. Abgeordneter 

Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind unter Berücksichtigung des gelten- 
den Wohngeldrechts durchschnittlich die ver- 
bleibenden Mietbelastungen im Verhältnis zum 
verfügbaren Einkommen bei verschiedenen Gruppen 
der Bevölkerung, wie kinderreiche Familien, Rent- 
ner, Gastarbeiter oder Arbeitslose, unter Zugrunde- 
legung der durchschnittlichen Mieten von Sozial- 
wohnungen der verschiedenen Baualtersgruppen 
einschließlich der 1974 und 1975 gebauten Sozial- 
wohnungen. 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 12. September 1975 

Nach der Wohngeldstatistik betrug die durchschnittliche (nach Abzug 
des Wohngelds) ,, verbleibende Mietbelastung“ am 31. Dezember 1974 

bei Einpersonenhaushalten 14,7 % 

bei Haushalten mit 

5 Familienmitgliedern 14,4% 

6 Familienmitgliedern 12,9 % 

7 und mehr Familienmitgliedern 10,2 %. 

Diese Durchschnittsquoten der ,, verbleibenden Mietbelastung“ be- 
ziehen sich allerdings nicht auf das ,, verfügbare Einkommen“, das bei 
der Wohngeldgewährung keine Rolle spielt, sondern auf die Bruttoein- 
nahmen des Haushalts abzüglich Werbungskosten. Die Frage nach 
speziellen Durchschnittsquoten der ,, verbleibenden Mietbelastung“ 
für Angehörige besonderer Bevölkerungsgruppen in Sozialwohnungen 
bestimmter Förderungsjahrgänge kann nicht beantwortet werden, da 
die Wohngeldstatistik keine so detaillierten Aussagen ermöglicht. 
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In dem demnächst vorzulegenden Wohngeld- und Mietenbericht wird 
jedoch anhand von Beispielsfällen dargelegt werden, welche, sicher 
wesentlich höheren, ,, verbleibenden Mietbelastungen“ sich — bezogen 
auf das verfügbare Einkommen — bei Mietern neuerer Sozialwohnungen 
ergeben. Dabei wird auch die sich aus der bisherigen Definition des 
,, Familieneinkommens“ im Wohngeldgesetz ergebende Ungleichbe- 
handlung von Erwerbstätigen und Nichterwerbstätigen verdeutlicht 
werden. 

Im übrigen ist generell darauf hinzuweisen, daß die ,, verbleibende 
Mietbelastung“ nach dem geltenden Wohngeldrecht im Einzelfall 
von einer Vielzahl von Faktoren abhängig sein kann. Zunächst kommt 
es immer darauf an 

— wie groß der Haushalt ist,^ 

— über welches Einkommen der Haushalt verfügt, 

— wie hoch die Wohnungsmiete ist. 

jparüber hinaus kann die ,, verbleibende Mietbelastung“ im Einzelfall 
auch durch die in § 8 des Wohngeldgesetzes festgelegten Höchstbe- 
träge für Miete und Belastung beeinflußt sein. Überschreitungen dieser 
Höchstbeträge können dabei sowohl durch hohe Quadratmetermieten 
als auch durch überdurchschnittliche Wohnungsgrößen (Unterbelegungs- 
fälle) bedingt sein. 


60. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Wieviel Unternehmen der Wohnungswirtschaft sind 
im Jahr 1974 und bisher im Jahr 1975 mit welchen 
finanziellen Auswirkungen und zu wessen Lasten in 
Konkurs geraten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 12. September 1975 

Nach einer Sonderauswertung der Ergebnisse der Statistik der Konkurse 
und Vergleichsverfahren hat die Zahl der Insolvenzen von Unternehmen 
der Wohnungswirtschaft im Jahr 1974 und im ersten Halbjahr 1975 
betragen: 



beantragte 

Konkurse 

eröffnete 

Vergleichs- 

verfahren 

voraussicht- 
liche Forde- 
rungshöhe 
Vlillionen DM 

Wohnungsunternehmen 




1974 

106 

9 

524 

1 . Halbjahr 1975 

75 

4 

445 

Grundstücks- und Wohnungs- 
verwaltungen, Grundstücks- und 
Wohnungsvermittlungen *) 




1974 

157 

9 

579 

1. Halbjahr 1975 

121 

7 

332 


Informationen über die Zusammensetzung der Konkursgläubiger 
stehen nicht zur Verfügung. 


*) Gebäudemakler, Gebäudevermittlung, Gebäudeverwaltung, Grundstücksmak- 
ler, Grundstücksvermittlung, Grundstücksverwaltung, Grundstücksverwertung, 
Liegenschaftsverwaltung, Terraingesellschaft, Treuhandgesellschaft, Wohnungs- 
makler, Vermittlung von Schiffan- und -Verkäufen, Zimmervermittlung. 
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61. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige 

Dr. Schneider finanzielle und wirtschaftliche T age der Unter- 

(CDU/CSU) nehmen der Wohnungswirtschaft? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Haack 
vom 12. September 1975 

Viele Wühnungsunternehmen befinden sich zur Zeit in einem schwieri- 
gen Anpassungsprozeß. Die schwierige finanzielle und wirtschaftliche 
Lage dieser Unternehmen ist dabei großenteils darauf zurückzuführen, 
daß die Nachfrage nach neuen Wohnungen, die in den Jahren 1970 
bis 1972 unter dem Einfluß von Inflationserwartungen weit über das 
mittelfristige Normalmaß hinaus gestiegen war, seit 1973 unter dem 
Einfluß verstärkter stabilitätspolitischer Bemühungen und des welt- 
weiten Beschäftigungsrückgangs stark nachgelassen hat. Jeder Einzel- 
fall hat indessen zusätzliche besondere Aspekte. Generell kann ledig- 
lich — zum wiederholten Male — festgestellt werden, daß die Schwie- 
rigkeiten meist umso größer sind, je expansiver sich das einzelne Unter- 
nehmen in den Jahren des Wohungsbaubooms verhalten hat. 


tS2. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 

(Nienburg) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß ihr 
Programm der Althaus-Modernisierung in ein- 
zelnen Ländern so stark beansprucht worden ist, 
daß schon in den ersten Monaten des Jahres 1975 
die Mittel dafür ausgeschöpft waren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. September 1975 

Die Förderungsmittel zur Durchführung des Modernisierungsprogramms 
1975 sind den Ländern im April 1975 zugeteilt worden. Genaue Anga- 
ben über die beanspruchten Mittel in den einzelnen Bundesländern sind 
erst nach Auswertung der von den Ländern jährlich zu übersendenden 
Bewilligungsstatistiken möglich. 


63. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 

(Nienburg) 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
wachsenden Nachfragen nach Mitteln für die Alt- 
haus-Modernisierung, soweit sie in den einzelnen 
Ländern nicht befriedigt werden können, mit 
größerem Volumen in die kurz- und mittelfristige 
Finanzplanung einzubeziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. September 1975 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Bewilligungsrahmen des Jahres 
1975 in 1976 und 1977 um je 8 Millionen DM auf insgesamt 152 Mil- 
lionen DM zu erhöhen. Ab 1978 ist eine weitere Aufstockung des 
Bewilligungsrahmens vorgesehen. 

Die Bundesregierung hat sich für die jetzigen Förderungsmaßnahmen 
— Umverteilung der Mittel zu Gunsten der Länder — mit erhöhter Nach- 
frage Vorbehalten, sofern in Ländern mit geringer Nachfrage die zuge- 
teilten Bewilligungskontingente nicht ausgeschöpft werden sollten. 

Ein nicht unerheblicher Teil der Nachfrage wird durch das Sonder- 
programm zur Förderung der Modernisierung und Instandsetzung 
gedeckt werden können. 


Bonn, den 8. Oktober 1975 




